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N. 23 


Berlin, den 1. Dezembes 1935 


16. Zahogans 


Oberſt Beck im Kreuzfeuer der Oppoſition 


Die polniſche Außenpolitik der letzten Jahre wird durch 
die Löſung Polens aus der franzöſiſchen Vormundſchaft 
und die Entſpannung des Verhältniſſes zu Deutſchland 
charakteriſiert. Dieſe Politik iſt das Werk des Oberſten 
Beck. Sie wurde getragen von der Autorität des Marſchalls 
Pilſudſki. Sie hat Polen die Freiheit des Handelns gegen: 
über allen Staaten gegeben. Die Außenpolitik des 
Oberſten Beck iſt ſicherlich nicht ſo einfach und bequem wie 
die ſeines Vorgängers Zaleſki, der gewohnt war, vor allen 
wichtigen Entſcheidungen nach Paris zu fahren, um dort zu 
erkünden, was ihm zu unternehmen erlaubt ſei. Es war 
von vornherein klar, daß dieſe Außenpolitik den ſtärkſten 
Widerſpruch derjenigen Kreiſe hervorrufen würde, die weniger 
der eigenen Kraft als der Stärke des franzöſiſchen Feſtungs⸗ 
gürtels vertrauen. Solange der Marſchall noch lebte, konnte 
die Kritik dieſer Kreiſe an der Außenpolitik des Oberſten 
Beck ziemlich gleichgültig ſein. Auch nach dem Tode des 
Marſchalls fiel dieſe Kritik noch nicht ſchwer ins Gewicht, 
ſolange in Polen die Oberſtengruppe regierte. Seitdem 
aber durch die letzte Regierungsumbildung der Einfluß 
dieſer Gruppe zurückgedrängt worden iſt, hat ſich auch die 


innerpolitiſche Baſis, auf der Oberſt Beck ſteht, verkleinert. 


Dadurch gewinnt die Kritik der oppoſitionellen Kreiſe an 
ſeiner Außenpolitik an Gewicht. 

In der oppoſitionellen Preſſe wird ſeit der Regierungs— 
umbildung mit ungewöhnlicher Schärfe gegen Oberſt Beck 
agitiert. Die Argumente, die dabei vorgebracht werden, 
I freilich nicht neu. Neu aber iſt die maſſive Form, in 
er die Angriffe erfolgen. Die Kattowitzer „Polonia“ hat 


ich vor kurzem an eine Reihe polniſcher Politiker mit der 
itte gewandt, ihre Meinung über die gegenwärtige außen⸗ 


politiſche Lage Polens zu äußern. Da die Antworten faſt 
durchweg von oppoſitionellen Politikern ſtammen, von 
Korfanty, Witos, Koskowſki, Sikorſki und anderen bekann⸗ 


ten Gegnern der Oberſtengruppe, bleibt an Oberſt Beck 


verſtändlicherweiſe kein gutes Haar. Wie ſchon ſo oft, wird 
ihm auch hier ſein beharrliches Schweigen zum 
Vorwurf gemacht. Der Außenminiſter, ſchreibt der alte 
Korfanty, fei zwar bekannt, aber unpopulär; er 
ſei „der am ſchwerſten belaſtete Politiker der Oberſten⸗ 
gruppe“. Das Volk, verſichert Witos, glaube an Frank- 
reich und ſei daran gewohnt, in Deutſchland den Tod⸗ 
feind Polens zu ſehen: Ein Erdbeben in den poleſiſchen 
Sümpfen würde weit weniger Verwunderung ausgelöſt 
haben als die von Oberſt Bed verfolgte Politik einer An⸗ 
näherung Polens an Deutſchland. 

Die federgewandten Artikelſchreiber der „Polonia“ 
find ſich — bis auf Studnicki, der ſchon mehr 
als einmal von allen politiſchen Richtungen in Polen als 
hoffnungsloſer Außenſeiter abgelehnt worden iſt — einig 
darin, daß die Abkehr der polniſchen Außenpolitik von der 
franzöſiſchen Führung für Polen einmal ſchief ausgehen 
muß. Polen, ſo ſtellen ſie feſt, habe ſich mit allen verzankt, 
die eigentlich ſeine natürlichen Bundesgenoſſen ſein 
müßten. Dem deutſchen Partner aber trauen ſie nicht über 
den Weg. Nach den Worten des ehemaligen Abgeordneten 
Tempka „ſchnaubt Deutſchland Haß gegen 
das Berfailler Diktat“ und „lebt das Dritte Reich 


in der Hoffnung auf weitere Eroberungen 
im Oſten“: „Ausflüge, Ausſtellungen, Bankette, Jagden, 
die Erſte Brigade in Berlin, Hitlerfahnen in den polniſchen 
Städten, — niemand glaubt an die Aufrichtigkeit ...“ 
Und General Sikorſki behauptet: Jeder Pole ſei ſich, 
durch die Erfahrung belehrt, darüber klar, daß eine deutſch— 
polniſche Annäherung, die „durch eine Schwächung der 
Verteidigungskraft Polens und auf Koſten 
ſeines Bündniſſes mit Frankreich erkauft“ ſei, 
nicht nur ein politiſcher Fehler, ſondern ein Selb ſt mord 
ſei. Kaczorowſki aber jammert: Danzig ſei zu einer 
deutſchen Provinz geworden, das deutſche Schulweſen in 
Polen erlebe eine herrliche Entwicklung, und die Polen in 
Deutſchland würden ſyſtematiſch germaniſiert. Er will von 
wiſſer „papierenen Freundſchaft“ mit Deutſchland nichts 
wiſſen. 

Auch darin find ſich die Kritiker der Beckſchen Außen— 
politik einig, daß ſie die Welt in zwei Lager einteilen, „in 
die Völker, die um den Frieden kämpfen, und in die Völker, 
die dem Frieden feindlich geſinnt ſind“. Natürlich iſt 
Deutſchland in ihren Augen im Verein mit ſeinen Satelliten 
(gemeint ſind Ungarn und Japan) „die gegen den 
Frieden wirkende Kraft“, wogegen Moskau von 
Korfanty zu den Hütern des Friedens gezählt wird: 
Sowjetrußland habe auf ſeinen politiſchen Im— 
perialismus verzichtet, es habe ſogar auf ſeinen ſozialen 
Imperialismus verzichtet; von Oſten her drohe Polen alſo 
augenblicklich keine Gefahr! Der Vorſitzende der National: 
demokratiſchen Partei, Bartoſzewicz, ſchreibt, es ſei 
vor allem notwendig, daß Polen ſeine Stellung an der 
Oſtſee, wo es noch ungenügend geſichert ſei, 
ſtärke. Und Tempka beklagt ſich darüber, daß Polen, das 
ſeine Unabhängigkeit doch dem Verſailler Vertrage ver⸗ 
danke, heute gerade mit den Staaten in den engſten Be- 
ziehungen ſtehe, die konſequent die Vernichtung dieſes Ver⸗ 
trages anſtreben. Polen, jo fährt er fort, müſſe ſich 
wieder in das Syſtem der Staaten einord⸗ 
nen, die auf die Beibehaltung der durch 
das Verſailler Diktat geſchaffenen Lage 
bedacht ſind. 

Die grundlegenden Wandlungen, die 
Europa in den letzten Jahren durchgemacht hat, ſcheinen an 
dieſen Kritikern des Oberſten Beck ziemlich ſpurlos vor— 
übergegangen zu ſein. Ihr politiſches Denken kreiſt noch 
heute um ein Diktat, das die nüchternen Po⸗ 
litiker aller Länder ſchon ſeit einiger Zeit 
nur mehr als eine hiſtoriſche Tatſache 
werten. Sie mögen recht damit haben, daß die Außen⸗ 
politik des Oberſten Beck in Polen weniger populär iſt als 
ihr eigenes, in ausgefahrenen Gleiſen laufendes politiſches 
Denken. Aber es iſt ſchon öfters vorgekommen, daß ſich 
eine wenig populäre Außenpolitik ſchließlich doch als die 
richtigere herausgeſtellt hat. Die Leute, die den Oberſten 
Beck ſo ſchroff kritiſieren, haben auch von der Innen- 
politik, die Polen ſeit 1926 erlebt hat, geſagt, ſie ſei un— 
populär. Auch damit mögen ſie recht gehabt haben. Aber 
ſchließlich hat dieſe unpopuläre Innenpolitik, indem ſie eine 
ſtarke Staatsgewalt ſchuf, doch den Staat vor der inneren 
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Zerſetzung durch das Chaos der W gerettet und damit 


zweifellos überhaupt erſt den Beſtand dieſes Staates ge⸗ 
ſichert. Rückſchauend wird man vielleicht die Frage auf⸗ 
werfen können, ob es für einen Todfeind Polens, der 
Deutſchland nach nationaldemokratiſcher Auffaſſung ſein 
ſoll, nicht günſtiger geweſen wäre, wenn ſtatt der feſten 
Politik des Pilſudſkiregimes auch nach 1926 noch jene 
„populäre Politik“ fortgeſetzt worden wäre, bei der der 
polniſche Staat von den Parteien in Grund und Boden 
gewirtſchaftet wurde. = 

Wenn die Kritiker des Oberſten Beck eine Wieder⸗ 
annäherung Polens an Frankreich und deſſen Bundes⸗ 
genoſſen verlangen, ſo tun ſie das in dem Glauben, daß die 
Feindſchaft zwiſchen Deutſchland und Frankreich eine un⸗ 
abänderliche Tatſache und dieſe Tatſache, verſtärkt durch ein 
franzöſiſch-polniſches Bündnis, die einzige wirkliche Ga⸗ 
rantie der polniſchen Sicherheit fer. Wenn nun aber die 
Vorausſetzung dieſer politiſchen Spekulation: die 
deutſch⸗franzöſiſche Gegnerſchaft, einmal nicht mehr beſteht, 
dann iſt damit natürlich auch die Folgerung: die 
ſichernde Wirkung des polniſchen Bündniſſes mit Frank⸗ 
reich, in Frage geſtellt. Das hat Oberſt Beck ſchon vor 
Jahren erkannt und aus dieſer Erkenntnis die entſprechen⸗ 
den Folgerungen gezogen. Seine Gegner aber, die alle 
Schleuſen ihrer demagogiſchen Beredſamkeit gegen ihn 
öffnen, wollen an dieſe Zuſammenhänge, wie es ſcheint, 


quch jetzt noch nicht glauben. Sie leben mehr oder weniger 
in der naiven Erwartung, daß die Zange, die in Verſoilles 
um Deutſchland gelegt worden iſt, heute noch ebenſo gut wie 
vor fünf oder zehn Jahren funktioniert. Aber während ſie 
in dieſer Erwartung nach den Worten Korfantys „einen 
konzentriſchen Angriff“ auf die Politik und die Perſon des 


Oberſten Beck unternehmen, wird der franzöſiſche 


Botſchafter in Berlin vom Führer empfan⸗ 
gen und kündigt ſich eine neue Whale der deutſch-franzöſi⸗ 
ſchen Beziehungen an. Die „Cazeta Polska“ hat im ver: 
gangenen Jahre einmal geſagt, in Polen könne man 
frohſein, daß man mit Deutſchland zu einem 
modus vivendi gelangt ſei, ehe Frankreich 
in die Verſuchung geraten ſei, die Koſten 
ſeiner Annäherung an Deutſchland von 
Polentragen zu laſſen. Angeſichts der antideutſchen 
Tendenzen, die die Gegner des Oberſten Beck in der polni— 
ſchen Außenpolitik durchſetzen möchten, wird man dieſer 
Feſtſtellung des Warſchauer Regierungsblattes eine gewiſſe 
Aktualität nicht abſprechen können. Die Endeken werden ſich 
damit abfinden müſſen, daß jene Auffaſſung von den 
Erforderniſſen der polniſchen Außenpolitik, die ſie ſich noch 
aus der Verſailler Aera bewahrt haben, ſich nicht mehr auf 
ein Europa anwenden läßt, in dem es ein wehrhaftes 
Deutſchland, eine zerfallene Entente und eine 
aktive Sowjetunion gibt. Dr. K. 


Das Judenprogramm der Endeken 


Der „Warszawski Dziennik Narodowy“ brachte am 
25. November einen Artikel, in dem er das Programm 
der nationaldemokratiſchen Judenpolitik 
zu entwickeln verſuchte. Aus dem Artikel geht deutlich her— 
vor, daß die Judenfeindſchaft der polniſchen Nationaldemo⸗ 
kraten nicht raſſiſch, ſondern lediglich ſo zial bedingt iſt. 
Einleitend verwahrt ſich das Blatt gegen den Vorwurf, daß 
die Nationaldemokraten kein poſitives Programm in der 
Judenfrage beſäßen, ſowie gegen den Vorwurf, daß ſie die 
Loſungen, Methoden und Theorien der deutſchen national— 
ſozialiſtiſchen Bewegung nachahmten: 

Schon viele Jahre vor der Entſtehung der Hitler— 
bewegung ſeien ſich die polniſchen Nationaldemokraten über 
die Bedeutung der Judenfrage ſowohl für Polen wie für die 
Weltpolitik im klaren geweſen, und auch die Juden hätten 
dieſe Bewegung als für ſie bedrohlich betrachtet. (Es gibt 
eine Anzahl führender Nationaldemokraten, die Juden oder 
Judenbaſtarde find, z. B. Stronſki.) Die Judenfrage, heißt 
es dann weiter, ſei ein weſentlicher Punkt des national— 
demokratiſchen Programms, und ihre Löſung, die in 
der Poloniſierung der Städte beſtehe, ſei 
eines der Hauptziele der nationaldemokratiſchen Beſtrebun— 
gen. Wenn die Nationaldemokraten zur Macht gelangen 
und einen entſcheidenden Einfluß auf die Geſetzgebung 
ausüben würden, hätten ſie ganz beſtimmte Abſichten in 
bezug auf die Juden. Die Nationaldemokraten betrachteten 
es als ihre Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß genügend Polen 
da ſind, die geeignet ſind, die Plätze der Juden als Kauf: 
leute, Handwerker, Bankiers, Unternehmer, Vermittler ujw. 
einzunehmen. Es gebe in Polen genügend Leute, die dieſe 
Stellungen und Berufe ausfüllen könnten, nur müßten ſie 
für dieſe Beſchäftigung vorbereitet werden, und es müßten 
für ſie die entſprechenden wirtſchaftlichen Bedingungen ge— 
ſchaffen werden. Es gebe in Polen Gebiete, wo in dieſer 
Beziehung viel geſchehen ſei. Dieſe Gebiete ſeien Groß— 
polen, Pommerellen und z. T. Oſtober⸗ 
ſchleſien. (Hier iſt dieſe Vorbereitung der Polen für die 
Ausübung der genannten Berufe allerdings weniger von 
den Nationaldemokraten als von der früheren preußiſchen 
Verwaltung durchgeführt worden.) Schon vor Jahrzehnten, 
fährt der Artikel dann fort, ſeien die großpolniſchen und 
pommerelliſchen Städte weniger verjudet geweſen als die 
Städte in Mittel⸗ und Oſtpolen. Und wenn es jetzt in den 
genannten Gebieten einen Bürgerſtand gebe, fo lei er haupt⸗ 
ſächlich entſtanden aus den in die Städte gezogenen Dorf— 
bewohnern. 

Die Uebervölkerung Polens habe auf dem 
Lande bereits die äußerſten Grenzen erreicht, die Induſtrie 
mache eine ſchwere Kriſe durch, und unter der Arbeitsloſig— 
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keit hätten ſowohl die Hand- wie die geiſtigen Arbeiter zu 
leiden. Immer mehr Angehörige der polniſchen Jugend, 
namentlich der gebildeten Jugend, fänden keine Arbeit mehr; 
daher müßten dieſe Menſchen ſich den Be⸗ 
ſchäftigungen zuwenden, die gegenwärtig 
hauptſächlich die Juden ausübten. In Groß⸗ 
polen und in Pommerellen ſei bereits ein Uebermaß von 
polniſchen Kaufleuten, Handwerkern, Unternehmern und 
Vermittlern vorhanden, namentlich in der jüngeren Gene— 
ration. Dieſe Leute müßten neue Gebiete ſuchen, und man 
habe die Pflicht, ſie nach Oſten zu leiten, damit 
ſie dort die Grundlage für die Poloniſie⸗ 
rung der Städte bildeten. Die Poſener und 
Pommereller würden ihre Erfahrungen, ihren Organiſa— 
tionsſinn, ihr methodiſches Denken und Handeln und ihre, 
wenn auch kleinen, Kapitalien mitbringen. (Das alles iſt in 
der Hauptſache preußiſches Erbe.) Dieſe Scharen aus dem 
Weſten würden für die Landbevölkerung und für die 
Jugend im übrigen Polen ein Element der Aufmunterung 
bilden und Organiſatoren und Erzieher liefern. Dieſe Be⸗ 
wegung habe bereits begonnen und nehme ein immer 
ſchnelleres Tempo an. Sie werde ſich ſicherlich noch be⸗ 
deutend ſchneller entwickeln, wenn ihr nicht Hinderniſſe von 
den Stellen bereitet würden, die ſie gerade unterſtützen 
müßten. Wenn dieſer Prozeß ſich entwickle und eine In⸗ 
ſtitution entſtehe, die große Kapitalien beſitze, ſo müßte ſie 


die Städte durch das polniſche Element koloniſieren. (Das 


an ſich geringe Kapital Polens befindet ſich jedoch zum 
erheblichen Teil in jüdiſchen Händen, ſtände für dieſen Zweck 
alſo wohl kaum zur Verfügung.) Eine ſolche Zentral⸗ 
inſtitution würde mit der Zeit eine polniſche Bürger⸗ 
ſchaft in den Städten Polens entwickeln und eine große 
Rolle beim Wiederaufbau dieſer Städte ſpielen. Der Artikel 
ſchließt mit folgenden Worten: Denjenigen, die den 
Nationaldemokraten vorwürfen, daß ſie kein Programm in 
der Judenfrage beſäßen, müſſe man antworten: „Hindert 
uns nicht, eine ſolche Organiſation ins Leben zu rufen.“ 
Das Beſtreben der Nationaldemokraten ſei, die Städte in 
ganz Polen ſo zu geſtalten, wie ſie in Großpolen und 
Pommerellen ſeien. Von Weſten ſollten die Leute nach Oſten 
ziehen, die zur Poloniſierung der Städte und zur Schaffung 
eines polniſchen Bürgerſtandes beizutragen geeignet ſeien. 
— Das hört ſich alles ganz ſchön an, hat aber wenig Aus⸗ 
ſicht, verwirklicht zu werden. Wie die Juden aus Polen 
entfernt werden ſollen, wo ſie — die Getauften, die Baſtarde 
und jüdiſch Verſippten nicht gerechnet — etwa 10 v. H. der 
Bevölkerung ausmachen, das bleibt bei dieſem Programm 
völlig unklar. Solange das nicht geklärt iſt, bleibt das 
endekiſche Judenprogramm Theorie. 


Die erſten Notverordnungen 


Die der Regierung Koscialkowſki von Sejm und Senat 
erteilten Vollmachten erlöſchen am 16. Januar des kommen⸗ 
den Jahres. Bis dahin müſſen die dringendſten wirtſchafts⸗ 
politiſchen Maßnahmen, die die Regierung in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt hat, durchgeführt ſein. „Die Regierung hat“, wie der 
ſtellvertretende De Kwiatkowſki fagte, 
„bewußt einen kurzen Termin für ihre Vollmachten ver: 
langt; denn jede Verzögerung in der Verwirklichung dieſer 
Pläne iſt, wenn dadurch auch gewiſſe Fehler vermieden 
werden könnten, ebenſo ſchädlich wie eine lange chirurgiſche 
Operation. In der geſetzten Friſt kann man ſich nur mit 
den kraſſeſten Erſcheinungen der wirtſchaftlichen Krankheit 
befaſſen.“ 

Neue Steuern 

Die erſten, ſchon in der Regierungserklärung an⸗ 
gekündigten Notverordnungen ſind inzwiſchen ver⸗ 
öffentlicht worden. Eine allgemeine Kürzung der Beamten⸗ 
gehälter iſt vielleicht das einfachſte und ſicherſte Mittel, 
ſchnelle und lohnende Einſparungen im öffentlichen Haus⸗ 
halt zu machen. Es iſt für eine Regierung jedoch immer 
eine mißliche Sache, ſich ihren politiſchen Start von den 
Beamten finanzieren zu laſſen. Die Regierung Koscial⸗ 
kowſki hat ihren viel beſprochenen Angriff auf die Kriſe 
trozdem mit der Einführung einer außer⸗ 
ordentlichen Steuer auf alle Gehälter, 
Löhne und Entſchädigungen, die aus öffent⸗ 
lichen Geldern ſtammen, begonnen. Die Steuer 
wird vorläufig für die Dauer von zwei Jahren, beginnend 
mit dem 1. Dezember 1935, erhoben. Von der Steuer be- 
freit bleiben nur die Monatsgehälter unter 100 Zloty, die 
Verſicherungsrenten der Arbeiter ſowie die Renten der 
Invaliden, der ehemaligen politiſchen Gefangenen und der 
Inhaber gewiſſer Orden. Im übrigen iſt die Steuer nach 
der Höhe des Einkommens gejtaffelt, fie 
beginnt bei einem Monatsgehalt von 101—150 Zloty mit 
7% und ſteigt bei einem Monatsgehalt von über 2000 Zloty 
auf 25%. Praktiſch läuft die Steuer auf eine zunächſt auf 
zwei Jahre befriſtete Gehaltskürzung hinaus, die 
trotz der Staffelung für die Maſſe der unteren und mittleren 
Beamten und öffentlichen Angeſtellten, deren Monatsein— 
kommen nur 130—260 Zloty beträgt, eine außerordent— 
liche ſoziale Härte darſtellt. Daß die neue Steuer 
in den Kreiſen der Betroffenen böſes Blut gemacht hat, und 
daß das von der politiſchen Oppoſition weidlich ausgenutzt 
wird, iſt verſtändlich. 

Es iſt für die Beamten, die ſich nach den mehrfachen 
Gehaltskürzungen und mannigfachen „freiwilligen“ Ab⸗ 
gaben der vergangenen Jahre ohnehin ſchon in ſchwerer 
wirtſchaftlicher Notlage befinden und vielfach ſtark ver⸗ 
ſchuldet ſind, nur ein ſpärlicher Troſt, daß zugleich auch die 
Feſtangeſtellten der privaten Wirtſchaft mit einer neuen 
Steuer belegt worden ſind. Die betreffende Verordnung 
ſetzt für die Privatangeſtellten eine in 80 Staffeln 
anſteigende Einkommenſteuer feſt, die mit 1% bei einem 
Jahresgehalt von 1500 —1600 Zloty beginnt und bis zu 
50% bei einem Jahresgehalt von mehr als 192 000 Zloty 
ſteigt. Schließlich iſt noch eine dritte Notverordnung ans 

ekündigt worden, die eine Kürzung der Penſionen und 
nvalidenrenten vorſieht. Und zwar ſollen die Invaliden— 
renten um 10% herabgeſetzt werden, während die Kürzung 
der Penſionen u. a. in der Weiſe erfolgen ſoll, daß die unter 
der Herrſchaft der Teilungsmächte geleiſteten Dienſtjahre 
nur noch mit 75% der polniſchen Dienſtjahre angerechnet 
werden. Es handelt ſich in dieſem Falle alſo um eine Diffa⸗ 
mierung der vor der Errichtung des polniſchen Staates in 
öffentlichen Dienſten geſtandenen Perſonen und ihrer 
Hinterbliebenen. Wenn auch die niedrigſten Penſions⸗ und 
Rentenſätze im allgemeinen von der Kürzung verſchont 
bleiben ſollen, ſo ſtellt dieſer Eingriff in die Bezüge nicht 
erwerbsfähiger Perſonen doch eine beſonders ſchmerzliche 
Maßnahme dar. 


Krach auf dem Beamtenkongreß 


Für die Stimmung unter den Gehaltsempfängern, die 
als erſte für die Geſundung der polniſchen Wirtſchaft bluten 
ſollen, war der von etwa 1000 Delegierten der Beamten 


und Angeſtelltenverbände beſchickte Kongreß ſehr bezeich⸗ 
nend, der am 24. November in Warſchau ſtattfand. Die 
Regierung, die es wohl in Erkenntnis ihrer ſchwierigen Lage 
gegenüber den erregten Beamten und Angeſtellten abgelehnt 
hatte, ſich vor dem Kongreß durch einen Sachreferenten 
vertreten zu laſſen, wurde von den Rednern nicht eben 
milde behandelt. Die von den Einberufern des Kongreſſes 
vorbereiteten Reſolutionen paßten nicht mehr in die gereizte 
Stimmung der Delegierten hinein. Das Präſidium, das es 
nicht wagte, die Verantwortung für die regierungs- 
feindliche Demonſtration, in die der Kongreß 
ſchließlich überging, auf ſich zu nehmen, ſuchte ſein Heil in 
der Flucht. Das Feld beherrſchten zum Schluß einige 
Redner, die, auf Tiſchen und Stühlen ſtehend, ihre radikalen 
Programme, wie Zuſammenarbeit mit der revolutionären 
Arbeiterſchaft, Proteſtſtreik der Beamten u. ſ. f., proflamier- 
ten. Ueberſchrift: Die Beamten ſind die Diener des Staates. 


Senkung der Mieten 
Die mit den genannten Notverordnungen verbundenen 
ſozialen Härten ſollen durch eine Reihe von Maßnahmen 
gemildert werden, die auf eine Senkung der Koſten des 
Lebensunterhaltes abzielen. Zu nennen ſind hier zunächſt 
zwei bereits veröffentlichte Notverordnungen, durch die für 
die Dauer von zwei Jahren, beginnend mit dem 1. Dezem⸗ 
ber 1935, die Mieten für Ein: und Zweizimmerwohnungen 
mit Küche um 15% und für Drei- bis Fünfzimmerwohnun— 
gen mit Küche um 10% herabgeſetzt und außerdem für die 
Kleinſtwohnungen die Wohnungsſteuern erlaſſen werden. 
Die Hausbeſitzer ſollen in der Weiſe entſchädigt werden, daß 
die Großwohnungen mit ſechs und mehr Zimmern aus der 
Zwangsbewirtſchaftung herausgenommen werden. Es liegt 
auf der Hand, daß dieſe Entſchädigung in der Regel den 
Hausbeſitzern zugute kommen wird, die durch die Herab— 
ſetzung der Mieten für Klein- und Mittelwohnungen nicht 
geſchädigt worden ſind. Beſonders für den Hausbeſitz in 
den von einer dichtgedrängten Arbeiterbevölkerung bewohn— 
ten oſtoberſchleſiſchen Induſtriegemeinden wird ſich die 
Senkung der Mieten, ſo ſehr biete auch an ſich zu begrüßen 
iſt, verhängnisvoll auswirken. Der dortige Hausbeſitz be— 
findet ſich ohnehin ſchon in einer wenig beneidenswerten 
age, da der Eingang der Mieten infolge der allgemeinen 
Verarmung der Bevölkerung ſchon ſeit Jahren viel zu 
wünſchen übrig läßt. 
Die Preispolitik der Kartelle 
Ein beſonders ſchwieriges Kapitel iſt die von der neuen 
Regierung in Angriff genommene Herabſetzung der Preiſe 
für induſtrielle Produkte. Der Kampf gegen die Preis» 
diktatur der Kartelle, den ſchon die früheren Regierungen, 
freilich nur mit beſcheidenem Erfolge, geführt haben, iſt von 
neuem entbrannt. Vor allem iſt an eine Senkung der Preiſe 
für Kohle, Textilien, Zucker, Papier und Hüttenerzeugniſſe, 
wie Blech, Röhren, Gußeiſen, Nägel, Draht uſw., gedacht. 
Es wird in jedem einzelnen Falle ungemein ſchwer ſein, 
den „gerechten“ Preis zu finden, der auf der einen Seite 
den betreffenden Induſtrien eine ausreichende Verdienſt⸗ 
ſpanne läßt und auf der anderen Seite den Verbraucher 
fühlbar entlaſtet. Eine Auflöſung der Kartelle ſcheint nicht 
beabſichtigt zu fein; denn wie die Beiſpiele des Zement⸗ 
kartells und des Draht: und Nägelſyndikats gezeigt haben, 
hat das Fehlen jeder Preisbindung einen rückſichtsloſen und 
volkswirtſchaftlich ſchädlichen Konkurrenzkampf der einzelnen 
Unternehmungen gegeneinander zur Folge und hat ſeiner⸗ 
zeit in beiden Fällen die Regierung ihren ganzen Einfluß 
aufbieten müſſen, um die ineinander verbiſſenen Gegner 
wieder zu neuen Preisbindungen zu zwingen. In den 
Kartellgerichten, die ſchon ſeit längerer Zeit beſtehen, hat die 
Regierung das Mittel in der Hand, zu einer auch für den 
Produzenten tragbaren Herabſetzung der durch die Kartelle 
überhöhten Induſtriepreiſe zu gelangen. Das Kartellgeſetz 
von 1933 ſoll verſchärft werden. Es iſt eine Macht⸗ 
probe, die den ganzen Einſatz der Regierung erfordert, und 
eine Maßnahme, die u. U. von ihr auch den Entſchluß ver⸗ 
langt, Betriebe, die nur bei den gegenwärtigen, volkswirt⸗ 
ſchaftlich nicht zu rechtfertigenden Preiſen exiſtieren können, 
aufzugeben. 
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Allgemeine Schulpflicht — eine Fiktion 


In den erſten Jahren nach der Errichtung des Staates 
1 das polniſche Volksſchulweſen eine günſtige Entwick⸗ 
ung genommen. Man war damals verhältnismäßig ver⸗ 
ſchwenderiſch in der Bewilligung von Mitteln. Außerdem 
war der Aufbau inſofern leicht, als die Zahl der Schulkinder 
ſich durch die Kriegsſahrgänge bis zum Jahre 1927/28 ver⸗ 
minderte. Dann ſetzte das Wachstum der Jahr- 
gänge ein, und dieſes Wachstum traf zuſammen mit einer 
Wirtſcha 1 die den Staat zu immer weiteren 
Einſchränkungen auch auf kulturellem Gebiet zwang. Ob⸗ 
wohl die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder 
eute 5,4 Millionen beträgt, iſt die Jahl der Lehrer⸗ 
ſtelen nicht vermehrt, ſondern vermindert worden. Der 
Etat des Kultusminiſteriums ift ſeit 1929 von 
460 auf 310 Millionen Zloty herabgedrückt worden. Es iſt 
deswegen keine Uebertreibung, wenn die polniſchen Zeitun⸗ 
en, an der Spitze die offizielle „Gazeta Polska“, von einer 
Aalaſtrophe ſprechen, die über das Bildungsweſen herein— 
gebrochen iſt. Es iſt heute ſo, daß eine Million 
Kinder in Polen keinen Unterricht genießen 
können. lan die Räume, und es fehlen 
die Lehrkräfte. Am ſchlimmſten iſt es im Oſten, wo 
der Prozentſatz der Analphabeten ohnehin ſehr hoch iſt. Aber 
auch in den ſüdlichen Wojewodſchaften iſt die Lage 
traurig. Den Rekord hält die Wojewodſchaft Lem⸗ 
berg, wo 36 Prozent der Bevölkerung nicht 
leſen und ſchreiben können. Selbſt in der Haupt⸗ 
ſtadt Warſchau beträgt dieſe Zahl 10 Prozent. Am 
günſtigſten ſteht das preußiſche Teilgebiet da, 
wo aber auch der Nachwuchs nicht mehr reſtlos in den 
Schulen unterkommt. In den Zentralwojewodſchaften iſt ein 
Zehntel, in den füdlichen ein Fünftel bis ein Viertel der 
Kinder ohne Unterricht. 


Unter dieſen Umſtänden wird die allgemeine 
Schulpflicht allmählich zu einer Fiktion. Die 
„Gazcta Polska“ hat ſelbſt die Frage aufgeworfen, ob Polen 
daran noch feſthalten wolle. Dazu kommt der Zuſtand des 
Schulweſens ſelbſt, der höchſt bedenklich geworden iſt. 
Ueberfüllte Klaſſen, bei denen jede Rückſicht auf 
Hygiene außer acht bleibt, und überlaſtete Lehrer, 
die bei gekürzten Gehältern arbeiten müſſen. Schulklaſſen 
von 80— 100 Kindern find keine Seltenheit. Auf dem Lande 


wird die 7jährige Volksſchule in den meiſten Fällen nicht 
abſolviert. Die Kinder gehen vorher ab, ſie haben Leſen 
und Schreiben nur ſehr unvollkommen gelernt und ſind 
„Kandidaten für den Analphabetismus“, zumal ſie ſelten 
eine Zeitung oder gar ein Buch in die Hand nehmen. 

„Sehen wir der Wahrheit in die Augen“, ſo ſchreibt ein 
polniſches Regierungsblatt, „nach 17 Jahren Unabhängig⸗ 
keit gehen wir zurück. Wird der Rückgang nicht aufgehalten, 
fo wird er zu einer Niederlage. Wir werden es dann 
dazu bringen, daß wir von der Macht und 
von der Stelle, die uns unter denziviliſier⸗ 
ten Völkern gebührt, abtreten müſſen.“ Im 
Zeichen der Jahrhundertfeier des Erſcheinens des „Pan 
Tadeusz“ haben wir in Polen 6% Millionen An- 
alphabeten. Eine Million Kinder, die zu den künftigen 
geiſtig Notleidenden gehören, die in einem Lande von 1000 
jähriger Kulturtradition Parias der Kultur ſein werden.“ 
Solche Aeußerungen kann man immer wieder in den 
Blättern der verſchiedenſten Richtungen finden. 


Man iſt ſich vollkommen darüber klar, daß ein weiteres 
Umſichgreifen des Analphabetismus alle Werte in Frage 
ſtellt, auf denen das ſtaatliche Leben beruht. Insbeſondere 
wird betont, daß ein Verfall der Schulen ein 
Schlag für die Verteidigung des Staates iſt. 
Schließlich bringt er moraliſche Gefahren für die 
Jugend mit ſich und ſchafftein günſtiges Feld für 
die Agitation unterirdiſcher Mächte. Der 
Staat kann nicht helfen. Er kann nur mit Mühe das be⸗ 
ſtehende Schulnetz aufrechterhalten. Zwei Faktoren greifen 
heute unterſtützend ein: die Armee und die Selbſt⸗ 
hilfe der Bevölkerung. Die Armee, die große Er- 
ziehungsſtätte Polens, entläßt niemand aus dem 1 der 
nicht leſen und ſchreiben gelernt hat. In polniſchen 
Kaſernen, namentlich im Oſten, gibt es richtige 
Schulklaſſen. Daneben wirkt die private Hilfe. Der 
polniſche Schulverein „Macierz Szkolna“ hat bereits 
200 ſoziale Organiſationen dazu verpflichtet, daß ihre Mit— 
glieder Analphabeten Unterricht geben. Die Gefahr iſt 
erkannt. Der Kampf wird aufgenommen mit den Mitteln, 
die zur Verfügung ſtehen. Es geht um nichts weniger, als 
um die kulturelle Behauptung eines Volkes, das ſeinen 
europäiſchen Rang nicht verlieren will. 


Die drei Parteien im Pieracki⸗ Prozeß 


Am 18. November begann in Warſchau der Prozeß 
vr die zwölf Ukrainer, die des Mordes an dem polniſchen 
nnenminiſter Pieracki angeklagt ſind. Es dreht ſich 
in dieſem 


rozeß nicht nur um die Aufklärung des Mordes 
vom 15. 


uni v. Is.; ſondern zur Verhandlung 


ſteht hier eine politiſche Frage von euro⸗ 


päiſcher Bedeutung, nämlich die Frage, ob es mög⸗ 
lich iſt, im Rahmen des derzeitigen europäiſchen Staaten⸗ 
gefüges zu einem Ausgleich zwiſchen Ukrainern und Polen 
zu kommen. Politiſch gefehen, find in dieſem Prozeß nicht 
zwei, ſondern drei Parteien vorhanden: Erſtens der 
polniſche Staat, zweitens der Teil der Ukrainer, der 
die Exiſtenz einer polniſchen Staatlichkeit auf ukrainiſchem 
Volksboden grundſätzlich bekämpft, und drittens jener 
andere Teil der Ukrainer, der hinter den Ausgleichs- 
politikern ſteht. 


Die Haltung der letzteren Gruppe hat der Abgeordnete 
Celewicz vor kurzem nach einem Bericht des Haupt⸗— 
organes der UNDO, des Lemberger „Dio“, wie folgt 
charakteriſiert: „Zur Entſtehung eines ukrainiſchen Staates 
wäre ein Krieg notwendig, da die Geſchichte lehrt, daß 
neue ſtaatliche Organismen nur während kriegeriſcher Ver⸗ 
wicklungen entſtehen. Außerdem wäre aber der Zerfall 
desjenigen Staates erforderlich, der gegenwärtig die größten 
arainiſchen Gebiete umfaßt, alſo der Sowjetunion. 
Die ukrainiſche Politik muß Bundesgenoffen in einem 
18055 die Sowjetunion gerichteten Lager gewinnen. In 

rage kommen heute Deutſchland, England und 
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Polen. Schon aus diefem Grunde müſſen die Ukrainer 
eine ſcharfe Politik gegen Polen vermeiden 
.. Selbſtverſtändlich wäre die beſte Löfung der Frage eine 
Autonomie, durch die die volle Entwicklung des ukrai⸗ 
niſchen Lebens geſichert wird, das die Grundlage unſeres 
ſtaatlichen Baues für den Fall eines Krieges bzw. bei einem 
Zerfall der Sowjetunion wäre.“ 


Für den polniſchen Staat, der in dieſem Prozeß als 
Ankläger auftritt, bedeutet dieſe politiſche Haltung der 
ukrainiſchen Ausgleichspolitiker eine pſychologiſche 
Chance. Sie gibt ihm die Möglichkeit, zu behaupten, daß 
die Schuld an dem bisherigen Mißlingen 
einer Befriedung der nationalen Verhält⸗ 
niſſe im öſtlichen Polen weder bei den verant⸗ 
wortlichen polniſchen Stellen, noch bei der Maſſe der ukrai⸗ 
niſchen Bevölkerung, ſondern einzig und allein bei jener 
Gruppe ukrainiſcher Nationaliſten zu ſuchen ſei, die jedes 
Bemühen um eine Annäherung mit Gewalt zu verhindern 
verſuchen. Demgemäß kommt es dem polniſchen Ankläger in 
dieſem Prozeß darauf an, 1. einen Gegenſatz zwiſchen 
den ukrainiſchen Nationaliſten und der ukrainiſchen Be⸗ 
völkerung glaubhaft zu machen und 2. die Idee eines 
ſelbſtändigen ukrainiſchen Staates dadurch 
moraliſch zukompromittieren, daß die Kampf⸗ 
methoden der konſequenteſten Verfechter dieſer Idee als 
terroriſtiſch und unſittlich gekennzeichnet werden. (Daß ſich 
bei dieſem 8 vielleicht hin und wieder Vergleiche 
mit den Kampfmethoden aufdrängen können, die im Vor⸗ 


7 


kriegsrußland von manchen revolutionären Kreiſen — auch 
von polniſchen — gegen das herrſchende Regime angewandt 
wurden, liegt nahe.) Die Anklageſchrift entſpricht 
dieſer Abſicht. Sie greift über den dem Prozeß zugrunde 
liegenden Einzelfall, die Ermordung Pierackis, hinaus und 
verſucht, ein Bild von der Entwicklung, Arbeitsmethode und 
geiſtigen Haltung der Organiſation der ukrainiſchen Na⸗ 
tionaliſten zu entwerfen, deren Weg ſie als durch eine 
Kette von Attentaten, Ueberfällen und Brandſtiftungen 
gekennzeichnet darſtellt. Sie erwähnt auch die Verbindungen 
zwiſchen der DUN und gewiſſen ausländiſchen Kreiſen und 
ſtellt hierbei u. a. als erwieſen feſt, daß die litauiſche 
Regierung durch Zaunius, den früheren Außenminiſter, 
die ufrainifchen Nationaliſten mit Geld und falſchen Päſſen 
verſorgt hat. . 
Die Ziele der DUN find in einer umfangreichen, 
meiſt illegalen Literatur niedergelegt. Der 1. Kongreß 
der Ukrainiſchen Nationaliſten Amerikas, 
der vom 30. Auguſt bis zum 2. September d. Is. in Neupork 
getagt hat, hat dieſe Ziele in einer Reihe von Entſchließun⸗ 
gen noch einmal zum Ausdruck gebracht. In einer dieſer 
Entſchließungen heißt es z. B.: „Der Kongreß erklärt feier⸗ 
lich, daß die ukrainiſche Nation alle internationalen Ver⸗ 
träge (durch die das von Ukrainern bewohnte Gebiet unter 
vier Staaten, die Sowjetunion, die Tſchechoſlowakei, Ru⸗ 
mänien und Polen, aufgeteilt wurde) als Dokumente 
einer rechtswidrigen Vergewaltigung und 
für ſich unverbindlich anſieht. Sie wird mit allen ihr 
zur Verfügung ſtehenden Mitteln für die Auf⸗ 
hebung dieſer Verträge bis zur Beſeitigung der 
fremden Okkupation aus den ukrainiſchen Gebieten 


und bis zur Wiederaufrichtung des ſelbſtän⸗ 
digen geeinten ukrainiſchen Staates 
kämpfen .. Solange die 45 Millionen zählende ukrainiſche 
Nation im Zuſtand fremder Knechtſchaft lebt, kann keine 
Rede von einem dauernden Frieden in Europa ſein. Die 
Verantwortung für jede mögliche Friedensſtörung auf dem 
ukrainiſchen Territorium fällt auf jene internationalen 
Mächte zurück, die gegen den ausdrücklichen Willen des 
ukrainiſchen Volkes deſſen Land in vier Teile aufgeteilt 
haben und gegen dieſe Aufteilung auch jetzt noch keinen 
Einſpruch erheben ... Der Kongreß iſt der Meinung, daß 
die Feinde ihre größte Schlagkraft nicht durch ihre Staats⸗ 
apparate und Heere erhalten, ſondern darauf zurückführen 
können, daß es ihnen gelang, die ſogenannten verſtän⸗ 
digungsbereiten Gruppen und Parteien zu 
ſchaffen und dadurch die ukrainiſche Nation in ihrer inneren 
Einheit zu ſpalten. Dieſe verſtändigungswilligen Gruppen 
und Parteien bilden durch die ſcheinbar patriotiſchen Auf⸗ 
rufe, die fie an die politiſch nicht genügend geſchulte All- 
gemeinheit erlaſſen, eine innere antinationaliſtiſche Front, 
die letzten Endes zuſammen mit den Feinden des ukrai⸗ 
niſchen Volkes gegen die Befreiungsaktion kämpft, die unter 
der Leitung der DUN durchgeführt wird...“ Daß es 
zwiſchen dem polniſchen Staat und dieſer Organiſation, deren 
Stärke und Rückhalt in den ukrainiſchen Volksmaſſen ſich 


ſchwer abſchätzen läßt, die aber zweifellos alle anderen 


ukrainiſchen Gruppen in Heimat und Emigration an 
politiſcher Aktivität überragt, keinen Frieden geben kann, iſt 
verſtändlich. Der Kampf geht auf Leben und Tod. Der 

0 Prozeß iſt nur eine Etappe in dieſem 
ampf. 


Die Danziger Wahlen ſind gültig 


Die oppoſitionellen Gruppen in Danzig hatten gegen 
die Volkstagswahlen vom 7. April d. Is. Ein⸗ 
ſpruch erhoben. Ueber dieſen Einſpruch hat das Danziger 
Obergericht als die höchſte Wahlprüfungsinſtanz der 
Freien Stadt am 14. November entſchieden. Die oppoſitio— 


nellen Gruppen hatten, als ſie Einſpruch gegen die Wahlen 


erhoben, gehofft, durch deren Ungültigkeitserklärung die 
NSDAP fompromittieren zu können. Dieſe Hoffnung iſt 
nicht in Erfüllung gegangen. Das Obergericht hat nach 
langer, ſorgfältiger Prüfung aller ihm vorgelegter Be⸗ 
ſchwerden die Gültigkeit der Wahlen feſt⸗ 
geſtellt und lediglich unter Berückſichtigung einiger 
Mängel gewiſſe Korrekturen vorgenommen, durch die eine 
politiſch belangloſe Aenderung in der Zuſammenſetzung des 
Volkstages erforderlich wird. Das Obergericht hat die Zahl 
der für die NSDAP abgegebenen Stimmen um 10 804 auf 
128 619 vermindert und die für die anderen Gruppen ab⸗ 
gegebenen Stimmen wie folgt heraufgeſetzt: Sozialdemo⸗ 
kraten um 75 auf 37 804, Lifte Plenikowſki um 19 auf 7935. 
Zentrum um 54 auf 31 576, Lifte Weiſe um 17 auf 9822, 
Gruppe Pietſch um 2 auf 375 und Polen um 17 auf 8311. 
Aus dieſen Verſchiebungen ergibt ſich für die NSDAP vor- 
ausſichtlich der Verluſt eines Mandates zugunſten einer der 
anderen Gruppen. Eine Verſchiebungdes Kräfte⸗ 
verhältniſſes im Volkstag iſt damit nicht 
verbunden. Die NS D AP beſitzt dort nach wie 
vor die ſichere Mehrheit. 


.Das Wahlprüfungsgericht hat ſich in der Begründung 
ſeiner Entſcheidung ausführlich mit allen von den Gegnern 
der NSDAP vorgebrachten Beſchwerden auseinandergeſetzt. 
Die weitaus meiſten Beſchwerden ſind vom 
Gericht als unbegründet und unerheblich 
len worden. Eine nach der Danziger 

erfaſſung unzuläſſige Wahlbeeinfluſſung hat das Gericht 
jedoch darin erblickt, daß die Regierung Rundfunk und 
Po ft der nationalſozialiſtiſchen Propaganda zur Verfügung 
geſtellt hat. Das Gericht hat ferner feſtgeſtellt, daß in ein⸗ 
zelnen Fällen die nationalſozialiſtiſche Einſtellung der 
Polizei und in einigen ländlichen Ortſchaften die An⸗ 
wendung wirtſchaftlicher Mittel als un⸗ 
zuläſſige Beeinfluſſung der Wähler aufgefaßt werden 
könnten. Im übrigen aber iſt das Gericht zu dem Schluß 
gekommen, daß die Zahl der Wähler, die ſich 


durch die gerügten Maßnahmen in ihrer 
politiſchen Entſcheidung haben beeinfluſ— 
ſen laſſen, bei den Wahlen vom 7. April, bei 
denen ſich durchaus klare Fronten gegenüberſtanden, 
keineswegs ſo erheblich geweſen iſt, wie die 
Einſprucherheber es darzuſtellen ver⸗ 
ſuchen. Das Gericht ſtellt in feiner Entſcheidung ſchließ— 
lich folgendes feſt: „Alles dies zuſammen zeigt, daß nicht 
Verſtöße ſo ſchwerer Art vorgekommen ſind, daß deswegen 
die Ungültigkeitserklärung der ganzen Volkstagswahl hätte 
in Erwägung gezogen werden müſſen. Es kann vielmehr 
den Mängelrügen, ſoweit ſie für begründet erachtet wurden, 
ausreichend Rechnung getragen werden dadurch, daß der 
NS DA Peine gewiſſe Zahl von Stimmen a b⸗ 
gezogen wird, eine Methode, wie ſie in der Praxis der 
Wahlprüfungskommiſſionen des Reichstags vor 1919 ent: 
wickelt und auch von ſonſtigen Wahlprüfungsgerichten an— 
gewendet worden iſt.“ Demgemäß hat das Gericht auf 
dem Lande 10 v. H. und in den Städten 3 v. H 
der für die NSDAP abgegebenen Stimmen als „unzuläſſig 
beeinflußt“ angeſehen und die dieſem Vomhundertſatz ent— 
ſprechenden Stimmen von dem Geſamtergebnis der gültigen 
Stimmen abgezogen. Eine Zuteilung der der NSDAP ab— 
gezogenen Stimmen auf die anderen Parteien iſt vom Ge— 
richt als ungerechtfertigt abgelehnt worden. Die Zahl der 
für die oppoſitionellen Gruppen abgegebenen Stimmen hat 
ſich lediglich um die wenigen, nachträglich für gültig er— 
klärten Stimmen vermehrt. Das Ergebnis der vom Gericht 
nach mehrmonatiger eingehender Prüfung vorgenommenen 
Aenderungen am Ergebnis der Volkstagswahlen iſt oben 
ſchon mitgeteilt worden. 


1 dee 
Fachlenner 


oifdeutiien 
benen Heimatkalender 1936 


1 über den Oſten 


Preis bei Einzelbezug 0 90 RM., bei Bezug Über die 
Ortsgruppen des Bundes Deutſcher Oſten 0.60 R M. 
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Oſtland⸗ Chronik 


Drei Tage Streik in Oſtoberſchleſien N 

Am 21. November traten in Kattowitz die Be- 
triebräte der oſtoberſchleſiſchen Gruben⸗ 
und Hütteninduſtrie zu einer Beſprechung zu— 
ſammen, an der auch Vertreter der Reviere von Krakau 
und Dombrowa teilnahmen. Es wurde die e ene 
eines dreitägigen Streiks vom 25. bis 27. Nobem⸗ 
ber beſchloſſen. Wie ſeinerzeit berichtet, war der am 
22. September bereits einmal gefaßte Generalſtreikbeſchluß 
rückgängig gemacht worden, nachdem es durch Vermittlung 
der Regierungsſtellen gelungen war, neue Verhandlungen 
zwiſchen den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganiſationen 
in Gang zu bringen. In den damals eingeſetzten paritä— 
tiſchen Ausſchüſſen ſollte verſucht werden, bis Anfang No— 
vember eine Einigung über die Forderungen der 
Arbeitnehmer zu erzielen. Das iſt nur teilweiſe ge— 
lungen. In der Urlaubsfrage und in der Frage der 
Sanierung der Knappſchaftskaſſe konnte eine 
teilweiſe Uebereinſtimmung hergeſtellt werden. Auf die 
Hauptforderung der Arbeitnehmerorganiſationen: Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit von 8 auf 6 Stun⸗ 
den bei gleichbleibendem Lohn ſind die Arbeit⸗ 
geberverbände jedoch nicht eingegangen, Um den Kampf: 
willen der Arbeiterſchaft zu bekunden, wurde von der Be- 
triebsrätekonferenz der erwähnte dreitägige Proteſtſtreik 
beſchloſſen mit der Ankündigung, daß für den Fall, daß in 
der Arbeitszeitfrage im Dezember keine weiteren Erfolge 
erzielt werden ſollten, zum Generalſtreik aufgerufen werden 
ſolle. Der Proteſtſtreik iſt von den Belegſchaften nicht 
einheitlich durchgeführt worden. Den Arbeitern, 
die noch Verdienſt haben, fehlt die für einen wirkſamen 
Streik ausreichende Stoßkraft, da hinter ihnen Hunderttau— 
ſende von Arbeitsloſen ſtehen, denen u. U. jedes Mittel recht 
iſt, zu einer Arbeitsſtelle zu gelangen. 


Ein polniſches See- und Kolonialinſtitut 
Die polniſche „See- und Kolonialliga“ hat, dem „Dzien 
Pomorski“ vom 16. November zufolge, beſchloſſen, an die 
Organiſierung eines See- und Kolonialinſtituts 
heranzugehen. Das Inſtitut ſoll den wiſſenſchaftlichen und 
populär-wiſſenſchaftlichen Teil des Programms der Liga 
verwirklichen. Ein ſtändiges See- und Kolonial⸗ 
maſeum ſowie eine Bibliothek, die dem Publikum 
zugänglich ſein ſollen, ſollen den Hauptbeſtandteil des In— 
ſtituts bilden. Dieſes ſoll im übrigen die wiſſenſchaftlichen 
Forſchungen zur See und in den Kolonialgebieten organi- 
fieren und fördern, ferner wiſſenſchaftliche Ar- 
beiten herausgeben und allgemeinbildende und praktiſche 
Kurſe z. B. für Farmer und Kolonialkauf⸗ 
leute organiſieren und wiſſenſchaftliche Expeditionen 
In See und in die Kolonien fökdern. Das Projekt des 
nſtituts hat Prof. Staniſlaw Pawlowſki bearbeitet, 
der Vorſitzende des Poſener Bezirks der See- und Kolonial⸗ 
liga, der die wiſſenſchaftliche Leitung des Inſtituts über— 
nehmen ſoll. Die Frage der Gründung des Inſtituts wurde 
dem Kultusminiſter Chylinſki vom Präſidenten des Haupt- 
vorſtandes der Liga, Diviſionsgeneral Guſtaw Orlicz— 
Dreſzer, unterbreitet. 


Neue Wojewoden und Miniſter 


Der polniſche Staatspräſident hat den ehemaligen 
Miniſterpräſidenten und Sejmmarſchall Oberſt Switalfki 
zum Wojewoden von Krakau ernannt. Bis 
zur Regierungsumbildung hat der jetzige Innenminiſter 
Raczkiewicz dieſen Poſten inne gehabt. Mit der Er⸗ 
nennung zum Wojewoden iſt für Switalſki der Verluſt der 
Senatorenwürde verbunden. Für die Oberſtengruppe be— 
deutet die Entſendung eines ihrer markanteſten Mitglieder 
nach Krakau eine gewiſſe Schwächung ihrer Warſchauer 
Poſition. Auch einige weitere Wojewodſchaftspoſten ſollen 
neu beſetzt werden. So heißt es z. B., daß Oberſt 
Koſtek⸗Biernacki, der bisherige Wojewode von 
Poleſien, durch den derzeitigen Chef der Minderheitenabtei— 
lung im Innenminiſterium, Suchenek, erſetzt werden 
ſoll. Die Abberufung Koſtek⸗-Biernackis von ſeinem pole⸗ 
ſiſchen Wojewodſchaftspoſten gehört ſchon ſeit langem zu den 
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Hauptforderungen der oppoſitionellen Parteien, die dieſem 
Manne die Rolle nicht vergeſſen können, die er im Jahre 
1930 in der Breſter Affäre geſpielt hat. Weiter heißt es, 
daß der pommerelliſche Wojewode Kirtiklis 
abberufen werden und in Warſchau einen anderen Poſten 
übernehmen fol. — Auch in der Zuſammenſetzung 
der Regierung ſollen binnen kurzem die ſchon ſeit 
einiger Zeit erwarteten Aenderungen eintreten. Es gilt als 
ſicher, daß der Juſtizminiſter Michalowſki zurück⸗ 
treten wird. Sein Rücktritt würde gleichfalls einer Forde⸗ 
rung der oppoſitionellen Parteien entſprechen; Michalomjfi 
iſt als Juſtizminiſter für die Breſter Affäre verantwortlich 
geweſen. Weiter ſoll die endgültige Beſetzung des 
Unterrichtsminiſteriums, das vorläufig noch 
von Profeſſor Chylinſki verwaltet wird, bevorſtehen. 
Als Kandidat wird in erſter Linie der Profeſſor der 
Warſchauer Univerſität Joſef Ujejſki genannt. 

Die polniſchen Juden in Deukſchland N 
Nach einer Meldung der Polniſchen Telegraphenagentur 
fand am 24. November in Berlin eine Verſammlung des 


Verbandes der polniſchen Juden in Berlin 
ſtatt. An der Verſammlung ſollen über 1000 Perſonen teil⸗ 


genommen haben, unter ihnen der polniſche Konſul Kru c z⸗ 


kie wic z. Die Verſammlung ſandte an den polniſchen 
Staatspräſidenten Moscicki ein Huldigungs— 
telegramm folgenden Wortlauts: „Die erſte allgemeine 
Verſammlung der polniſchen Juden in Berlin legt hier— 
durch dem Staatsoberhaupt ihre Verehrung zu Füßen. Wir 
halten uns außerhalb des Landes auf, bleiben aber den 
Idealen und Ueberlieferungen der polniſchen Juden treu, 
deren Taten in der Geſchichte Polens und des jüdiſchen 
Volkes ehrenvoll verzeichnet ſtehen. Wir hegen die Hoffnung, 
daß unſere Arbeit dem Wohlſtand der Republik Polen und 
dem mit ihr verbundenen jüdiſchen Volke dienen wird.“ 
Moscicki wird die Ehrung, die ihm hier zuteil geworden iſt, 
zu würdigen wiſſen. 


10 Jahre deulſches Privalgymnaſium in Rybnik 

Das deutſche Privatgymnaſium in Rybnik (Oſtober⸗ 
ſchleſien) konnte vor kurzem auf fein 10jähriges Beſtehen 
zurückblicken. Die erſten Anfänge des Gymnaſiums 
reichen bis in den September 1922 zurück. Damals wurde 
in den Räumen einer privaten höheren 
Mädchenſchule der Unterricht mit 107 Schülern und 
5 Lehrkräften begonnen; und zwar mußte der Unterricht, da 
die Räume noch anderweitig benutzt wurden, an den Nach⸗ 
mittagen abgehalten werden. Nach drei Wochen 
wurde der Schulbetrieb jedoch „wegen ungenügender 


hygieniſcher Verhältniſſe“ von der Polizeibehörde 


geſchloſſen. Es wurden darauf einige Räume des ehe- 
maligen jüdiſchen Waiſenhauſes gemietet. An 


demſelben Tage jedoch, an dem dort der Unterricht begann, 
wurden die Räume vom Rybniker Wohnungs 


amt beſchlagnahmt. Dann beſtand, weil keine ge⸗ 
eigneten Räume aufgetrieben werden konnten, anderthalb 
Jahre lang überhaupt keine Möglichkeit, den deutſchen 
Unterricht fort fret Am 5. Mai 1924 endlich wurde 
in den von der Wojewodſchaft zur Verfügung geſtellten 
Räumen des Staatsgymnaſiums die deutſche 
höhere private Knaben: und Mädchenſchule mit 143 
Schülern und 5 Lehrkräften eröffnet. Unterricht konnte dort 
wiederum nur an den Nachmittagen abgehalten 
werden. Am 9. Oktober 1924 berichtete die Schul⸗ 
chronik: „Der Nachmittagsunterricht konnte natürlich kein 
Dauerzuſtand bleiben. Und ſo entſchloß ſich der deutſche 
Bezirfsichulverein, nachdem die notwendigen Mittel durch 
private Stiftungen bereitgeſtellt waren, zum Bau eines 
eigenen Schulgebäudes. Am heutigen Tage haben 
die erſten Arbeiten begonnen.“ Das Schuljahr 1925/26 
konnte bereits im eigenen Hauſe mit 346 Schülern eröffnet 
werden. Im Frühjahr 1926 wurde ein Schulgarten an⸗ 
gelegt. In den folgenden Jahren bewegte ſich die Schülerzahl 
zwiſchen 250 und 350. Durch die Schulreform, in 
deren Zuge die beiden unterſten Klaſſen abgebaut werden 
mußten, ſank die Zahl ſchließlich auf 132. Im 


Jahre 1928 konnte die erſte Reifeprüfung ſtatt⸗ 
finden. Rund 1000 Schüler haben bis jetzt die Anſtalt be⸗ 
fucht, etwa 50 Schüler haben bisher die Reifeprüfung be⸗ 
ſtanden. Im Januar 1935 konnte die neu erbaute Turn ⸗ 
halle, an die ſich eine Haushalts» und Klein- 
kinderſchule anſchließt, der Benutzung freigegeben 
werden. 


„Auguſt der Starte“ . ä 

Nach dem Chopin⸗Film „Abſchiedswalzer“, der die 
durch den Gewaltverzichtspakt eingeleitete Entſpannung 
zwiſchen Deutſchland und Polen auf das filmiſche Gebiet zu 
übertragen verſuchte, iſt jetzt ein neuer Film im Entſtehen, 
der als deutſch⸗polniſche Gemeinſchaftsleiſtung gedacht iſt. 
Paul Wegener führt die Regie. Die Hauptgeſtalt iſt 
Auguſt der Starke, Kurfürft von Sachſen und König von 
Polen, dargeſtellt von Michael Bohnen. Neben Lil 
Dagover und Marie Luiſe Claudius werden 
auch polniſche Schauſpielerinnen in den weiblichen Rollen 
dieſes Großfilms auftreten: Loda Halama, die Prima⸗ 
ballerina der Warſchauer Oper, und Tamara Wis⸗ 
niewſka, eine 16jährige, bisher völlig unbekannte Dar⸗ 
ſtellerin, die Paul Wegener zufällig in Warſchau entdeckte 
und vom Fleck weg engagierte. Das polniſche National» 
muſeum hat ſich für die hiſtoriſch getreue Ausgeſtaltung der 
Volks⸗ und Tanzſzenen und der Koſtüme zur Verfügung 
geſtellt. 
Judenfeindliche Studenkenkundgebungen in Polen 

Wie in einer ganzen Reihe anderer Staaten, jo haben 
ſich in letzter Zeit auch in Polen wieder judenfeindliche 
Kundgebungen der akademiſchen Jugend ereignet. An de n 
vier Warſchauer Hochſchulen mußten, um weitere 
Unruhen zu verhindern, die Vorleſungen zeitweilig ein⸗ 
geſtellt werden. Der Vertreter des Kulkusminiſteriums 
kündigte in einer Beſprechung der Hochſchulrektoren an, 
daß im Falle einer Wiederholung der Kundgebungen die 
Hochſchulen geſchloſſen würden, jo daß ſich alle Studenten 
bei ihrer Wiedereröffnung neu immatrikulieren müßten. 
Die Studentenſchaft der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Warſchau ſtellte folgende Forderungen auf, 
deren Erfüllung geeignet fein ſoll, die Ruhe an der Hoch— 
ſchule wiederherzuſtellen: 1. Verringerung der Un⸗ 
terſtützungen und Stipendien für jüdiſche 
Studenten auf einen Vomhundertſatz, der dem Verhältnis 
der jüdiſchen zur polniſchen Bevölkerung entſpricht. (Bisher 
wurde dieſer Vomhundertſatz aus dem Verhältnis der 
jüdiſchen zu den polniſchen Studenten errechnet.) 2. An⸗ 
weiſung von abgeſonderten Plätzen für die 
jüdiſchen Studenten in den Vorlefungsfälen. 3. Ein⸗ 
richtung beſonderer Zeichenſäle und beſonderer 
Uebungsgruppen für die jüdiſchen Studenten. — Die For⸗ 
derungen der Studenten ſind abgelehnt worden. 


dentums zu ſtreben, 3. ein unbedingtes 


Auch an den anderen polniſchen Hochſchulen iſt es zu 
judenfeindlichen Kundgebungen der polniſchen Studenten 
gekommen. In Lemberg haben die polniſchen Studenten 
am 23. November die jüdiſchen Studierenden aus dem 
Univerſitätsgebäude hinausgeworfen. In Poſen hat der 
Rektor der Univerſität den jüdiſchen Studenten, nachdem 
ſich einige Zuſammenſtöße ereignet hatten. den Rat ge⸗ 
geben, ſich vorerſt nicht mehr in den Univerſitätsgebäuden 
ſehen zu laſſen, da ſonſt weitere Unruhen zu befürchten und 
die Schließung der Univerſität unvermeidlich ſein würde. 
(Nebenbei bemerkt, erſcheint ſeit kurzem iin Poſen eine 
in polniſcher und jiddiſcher Sprache ge> 
ſchriebene Zeitung unter dem Namen „Bojiner 
Schtimme“; ſie iſt das Organ der aus dem öſtlichen Polen 
nach Poſen eingewanderten Juden und hat es ſich zur Auf⸗ 
gabe gemacht, deren nationale, wirtſchaftliche und politiſche 
Intereſſen gegenüber den antiſemitiſchen Strömungen unter 
den Poſener Polen zu verteidigen.) 


Anläßlich einer Trauerfeier für den vor einem Jahr bei 
ähnlichen Unruhen in Wilna ermordeten polniſchen Stu— 


denten Waclawſki hat ein großer Teil der polniſchen 


Studenten der Univerſität in Krakau eine Entſchließung 
gefaßt, in der insbeſondere die polniſche Jugend aufgefordert 


wird, 1. den wirtſchaftlichen Boykott des Judentums in 


vollem Umfang fortzuſetzen, 2. nach dem Zuſammenſchluß 
der geſamten polniſchen Jugend zur A bw ey des Ju- 

erfehrs» 
verbot für die akademiſche Jugend gegenüber dem Juden⸗ 
tum einzuführen, 4. in nächſter Zeit den Arierpara⸗ 
graphen in den wenigen akademiſchen Verbindungen 
durchzuſetzen, die ihn noch nicht eingeführt haben, ſowie alle 
Verbindungen zu bekämpfen, die das nicht tun, 5. den 
numerus clausus 515 die Juden an allen Fakultäten 
durchzuführen und die Juden allmählich von den polniſchen 
Univerſitäten gänzlich zu entfernen, 6. die Noſtrifizie⸗ 
rung jüdiſcher Auslandsdiplome nicht mehr vorzunehmen, 
7. bei der Erteilung von Stipendien und Darlehen und 
bei der Ausſtellung von Ausweiſen den numerus clausus 
unbedingt zur Anwendung zu bringen. 


Wettbewerb für ein „Oſtpreußen-Jeichen“ 

Der Landesverkehrsverband Oſt⸗ und Weſtpreußen 
E. V. veranſtaltet mit Zuſtimmung des Oberpräſidenten 
und der Landesſtelle des Reichspropagandaminiſteriums 
einen Wettbewerb mit dem Ziel, ein ſinnfälliges Oſt⸗ 
preußen⸗Zeichen zu ſchaffen, das für jede Art der Werbung 
benutzt werden kann: Zur Belebung von Anzeigen, für 
Kofferklebezettel oder als Anſtecknadel. Beſonders wün⸗ 
ſchenswert wäre es, wenn das oſtpreußiſche Werbezeichen 
unſchwer auch aus Bernſtein hergeſtellt werden könnte (als 


Anſtecknadel). Das Zeichen muß, wie etwa der Elch oder 
das Ordenskreuz, ſofort und zwangsläufig den Gedanken 


an Oſtpreußen wachrufen. 


„Die gegenſeitigen Mißverſtändniſſe ſchwinden“ 


Vor einigen Monaten richtete General Gorecki an 
den franzöſiſchen Frontkämpferverband einen offenen 
Brief. Unter Nachahmung des von deutſcher Seite ge⸗ 
gebenen Beiſpiels, einer politiſchen Annäherung zwiſchen 
zwei Staaten durch eine Fühlungnahme der Frontkämpfer 
beider Parteien die Wege zu ebnen, ſuchte er damals, 
halb erklärend, halb um Entſchuldigung bittend, in den 
Kreiſen des franzöſiſchen Frontkämpferverbandes um Ver⸗ 
ſtändnis für die dem Quai d'Orſay unbequeme Außen» 
politik Polens zu werben. Damals trat General Go— 
recki nur als Vorſitzender der Vereinigten Ver⸗ 
bände der polniſchen Vaterlandsverteidi⸗ 
ger auf. Seine Aktion ſpielte ſich nur am Rande der 
großen Politik ab. Ob ſie im Sinne des Oberſten Beck, des 

eiters der offiziellen Außenpolitik Polens, lag, mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Jedenfalls blieb fie ohne merkliche Wirkung. 
Aber als Gorecki dann bei der letzten Regierungsumbildung 
vom polniſchen Staatspräſidenten zum Handels- 
miniſter ernannt wurde, erinnerte ſich die mit der 
Außenpolitik des Oberſten Beck unzufriedene Preſſe Polens 
und Frankreichs, in freudiger Erwartung kommender 


Dinge, ſeiner Bemühungen um eine Wiederannäherung 
Polens an Frankreich. 

Dieſe Erwartung hat nicht getrogen. Am 17. November 
fand in Warſchau der 7. Delegiertenkongreß der 
Vereinigten Verbände der polniſchen Vaterlandsverteidiger 
ſtatt. An dem Kongreß nahm auch eine ſtarke Ab⸗ 
ordnung franzöſiſcher Frontkämpfer teil. 
Sie wurden u. a. auch vom polniſchen Staatspräſi⸗ 
denten empfangen. Gemeinſam mit den franzöſiſchen 
Delegierten nahmen die polniſchen Teilnehmer des Kon⸗ 
greſſes folgende Entſchließung an: „Die Vertreter der 
großen Verbände der ehemaligen Frontkämpfer Frank- 
reichs und Polens ſtellen mit Befriedigung feſt, daß die 
gegenſeitigen Mißverſtändniſſe im Schwin- 
den begriffen find, und daß ſich die Beziehun⸗ 
gen zwiſchen Frankreich und Polen beſſern. 
Weiter ſtellen ſie die unumgängliche Notwendigkeit einer 
Feſtigung des polniſch⸗franzöſiſchen Bünd⸗ 
niſſes feſt, das, geſtützt auf die traditionelle Freundſchaft 
der beiden Länder, eine der wirkſamſten Garantien der 
Sicherheit und des Friedens iſt.“ Dieſe Entſchließung iſt 
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keine nebenſächliche Geſte. Sie drückt nicht bloß den 
Wunſch nach einer Wiederannäherung aus, ſondern ſtellt 
die Tatſache der ſich bereits vollziehenden Wieder⸗ 
annäherung feſt. 

Am 15. November wurde in Paris von den Ver⸗ 
tretern der polniſchen und der franzöſiſchen land— 
wirtſchaftlichen Spitzenorganiſationen, den 
Senatoren Fudakowſki und Faure, ein Protokoll 
unterzeichnet. Das Protokoll iſt das Ergebnis von Ver⸗ 
handlungen, die bereits vor Monaten in Warſchau auf⸗ 
genommen und nach der Regierungsumbildung in Paris 
fortgeſetzt wurden mit dem Ziel, die Möglichkeiten einer 
Steigerung des franzöſiſch⸗polniſchen Aus⸗ 
tauſches von landwirtſchaftlichen Produk⸗ 
ten zu klären. Es ſieht u. a. eine vermehrte Ausfuhr 
franzöſiſcher Weine nach Polen und polniſcher Agrar⸗ 
produkte, wie Hammelfleiſch, Schlachtpferde, Erbſen, 
Bohnen und Kartoffeln, nach Frankreich vor. Die beider⸗ 
ſeitigen landwirtſchaftlichen Organiſationen werden ihren 
Regierungen entſprechende Vorſchläge unterbreiten. In 
Warſchau glaubt man in dem Protokoll einen wichtigen 
Schritt auf dem Wege zur normalen Geſtaltung der 
polniſch⸗franzöſiſchen Wirtſchaftsbeziehungen zu Frankreich 
erblicken zu dürfen. 

Der franzöſiſche Botſchafter in Warſchau hat der 
polniſchen Regierung mitgeteilt, daß ſeine Regierung die 
Ausweiſungen der polniſchen Arbeiter aus 
Frankreich eingeſtellt hat. Dieſe Maßnahme iſt 
wohl als eine freundſchaftliche Geſte gegenüber Polen 
gedacht. Uebrigens kann die franzöſiſche Regierung ſehr 
leicht auf die Ausweiſung der zur Zeit noch in Frankreich 
lebenden polniſchen Arbeiter verzichten, nachdem ſie durch 
ihre Maßnahmen etwa eine halbe Million polniſcher 
Arbeiter zur Rückkehr in ihre Heimat gezwungen hat, und 
ſie überdies erwarten kann, daß die ſoziale Verelendung die 
noch in Frankreich zurückgebliebenen Polen auch ohne 
ausdrücklichen Zwang zur Rückwanderung veranlaſſen 


wird. Von den 600 000 polniſchen Arbeitern, die es 1930 in 
150 900 gab, befinden ſich dort heute vielleicht noch 


Der polniſche Schriftſteller Jan Wiktor hat in 
einem Roman unter dem Titel „Die Weiden an der 
Seine“ die Schickſale ſeiner Landsleute in Frankreich ge⸗ 
ſchildert. Es kommt dem Verfaſſer darauf an, die tief⸗ 
gehenden Verſchiedenheiten des franzöſiſchen und des 
polniſchen Geiſtes zu zeigen. Bis Verſailles war die 
Auswanderung nach Frankreich lediglich eine Angelegenheit 
der gebildeten polniſchen Schichten. Erſt nach Ver⸗ 
ſailles kam mit der Maſſenauswanderung polniſcher 
Arbeiter in das Land des weſtlichen Verbündeten auch das 
polniſche Volk zu einer Berührung mit Frankreich. „Nun 
ſollte ſich die Freundſchaft bewähren. Aber dieſe Begegnung 
ſcheiterte. Sie mußte ſcheitern, denn eine Welt trennt den 
Weſten vom Oſten.“ Von den polniſchen Arbeitern, die aus 
Frankreich zurückkommen, ſagt Jan Wiktor in ſeinem 
Roman: „Die einen bringen aus dem Weſten gefährliches 
Saatgut mit. Sie bereiten dem roten Oſten den Boden. Den 
anderen aber wird man nicht mehr wie einſt unter national⸗ 
demokratiſcher Führung Franzofenfreundſchaft predigen 
können. Jeder Rückwanderer iſt ein Feind des 
franzöſiſchen Volkes und des Weſtens und 


trägt dieſe Einſtellung von Hütte zu Hütte, in weiteſte 


Kreiſe des polniſchen Volkes. So erlebt das polniſche Volk, 
was das deutſche Volk erlebt hat, — die Abkehr vom 
Weſten.“ — Allerdings ſteht das nur in einem Roman ... 

Zur Zeit hält ſich ein beſonders einflußreicher fran⸗ 
zöſiſcher Politiker, Senator de Monzie, in Polen auf, um 
im Sinne einer Wiederannäherung Polens an Frankreich 
tätig zu fein. Einem Vertreter des Krakauer „Iustr. Kuri. 
Codz.“ gewährte de Monzie eine Unterredung, in der er u. a. 
ſagte: „Frankreich und Polen lieben ſich 
weiterhin; darüber beſtehen auch nicht die 
geringſten Zweifel. Weniger ſicher aber iſt, 
ob fie ſich auch gegenſeitig gut verſtehen.“ 


Die Auslandstſchechen und⸗ſlowaken in Europa 


In der Monatsſchrift „Nation und Staat“ (Mai, 
Juni, September und Oktober 1935) veröffentlicht 
Dr. Walter Wache⸗Prag eine umfangreiche Ueberſicht 
über das „Auslandstſchechentum“. Die Arbeit ſtützt ſich als 
erſte Ueberſicht dieſer Art, die von deutſcher Seite aufgeſtellt 
worden iſt, faſt ausſchließlich auf tſchechiſche Quellen. Die 
gebotenen Zahlen ſind daher, wo ſie nicht durch Angaben 
von anderer Seite kontrolliert werden können, mit Vorſicht 
aufzunehmen. Nachſtehende Mitteilungen, die ſich auf die 
Auslandstſchechen und ⸗flowaken in den europäiſchen 
Ländern beſchränken, ſtützen ſich auf die Arbeit Dr. Waches. 


Den 9% Millionen Tſchechen und Slowaken, die die 
letzte Volkszählung von 1930 feſtgeſtellt hat, ſollen 
etwa 24 Millionen Tſchechen und Slowaken 
im Ausland (in Europa und Ueberſee) gegenüber⸗ 
ſtehen. Von den Auslandsgruppen anderer Völker, ins⸗ 
beſondere des deutſchen Volkes, unterſcheidet ſich das „Aus⸗ 
landstſchechentum“ in mehrfacher Hinſicht. Da das tſchechiſche 
Volkstum faſt nirgends bis an die Grenzen des tſchechiſchen 
Staates heranreicht, gibt es auch keine Grenzland⸗ 
tſchechen bzw. ⸗ſlowaken, wie es etwa ein Grenz⸗ 
landdeutſchtum rings um die Grenzen des Reiches herum 
gibt. Weiter find die tſchechiſchen und flowakiſchen Volks⸗ 
gruppen im Ausland faſt durchweg verhältnismäßig 
jungen Datums. Nur ganz vereinzelte Volksſplitter 
im Ausland reichen mit ihrem Urſprung in das 18. Jahr⸗ 
hundert zurück. Das Verhältnis der tſchechiſchen 
und ſlowakiſchen Auslandsgruppen zuein⸗ 
ander iſt in den einzelnen Siedlungsgebieten ſehr ſtark 
voneinander verſchieden: Es kommt vor, daß Tſchechen und 
Slowaken im Ausland faſt wie eine einheitliche Volks⸗ 
gruppe miteinander leben, es kommt aber auch vor, daß ſie 
ſich mehr »der weniger ſcharf von einander gefondert halten 
oder einander gar feindlich gegenüberſtehen. In der 
Statiſtik wird, ſoweit fie von tſchechiſcher Seite ſtammt, 
möglichſt kein Unterſchied zwiſchen Tſchechen und Slo⸗ 
waken gemacht; von tſchechiſcher Seite iſt man ängſtlich be⸗ 
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das Auslandsſlowakentum auch 


müht, wie daheim, ſo auch draußen die Fiktion einer 
„tſchechoſlowakiſchen Nation“ aufrechtzuerhalten. Schließlich 
iſt noch auf die Bedeutung hinzuweiſen, die Aus⸗ 
landstſchechen und⸗ſlowaken in der Zeit der 
Staatenloſigkeit für die politiſche Arbeit 
und kulturelle Entwicklung der Volks⸗ 
genoſſen in der Heimat gehabt haben. Seitdem 
es einen tſchechiſchen Staat gibt, hat das Auslandstſchechen⸗ 
tum dieſe Bedeutung faſt gänzlich eingebüßt. Dagegen ſpielt 
heute noch als ein die 
Heimat politiſch und kulturell ſtärkendes Element eine recht 
bedeutſame Rolle. 


Die bedeutendſten auslandstſchechiſchen bzw. ⸗ſlowa— 
kiſchen Gruppen in Europa ſiedeln im Bereich der 
alten Doppelmonarchie. Die wichtigſte Gruppe 
unter dieſen wiederum iſt die in Deutſch⸗Oeſterreich. 
Nach der Volkszählung von 1923 gibt es dort etwa 79 000 
Tſchechen und rund 2000 Slowaken, nach tſchechiſchen An⸗ 
gaben zuſammen etwa 100 000 Seelen. Der weitaus größte 
Teil von dieſen lebt in Wien, das einige ſtark tſchechiſch 
durchſetzte Stadtteile aufweiſt. Kleine Gruppen ſitzen in 
Niederöſterreich, Oberöſterreich und der 
Steiermark. Es handelt ſich zum größten Teil um 
Arbeiter, die in der Hauptſache erſt während der letzten 
Vorkriegsjahrzehnte durch die Induſtrialiſierung 
herangezogen wurden, in Wien vielfach auch um 
Klein handwerker und Kleingewerbetrei⸗ 
bende mit einer dünnen Intelligenzſchicht. Die 
Wiener Tſchechen (und Slowaken) ſind in zahlreichen 
Vereinen aller Art organiſiert, — überorganiſiert, wie auch 
von tſchechiſcher Seite geſagt wird. Im Jahre 1930 gab es 
über 300 tſchechiſche Vereine und Vereinigungen, 
mit den Zweigſtellen über 600. Die meiſten Vereine der 
Wiener Tſchechen gehören der ſog. „Vaterländiſchen 
Front“ an, in der ſich alles zuſammengefunden hat, was 
es für ratſam hält, die Regierung Schuſchnigg in ihrer 
reichsfeindlichen Politik zu unterſtützen. Die Spitzenorgani— 


ſation aller tſchechiſchen Vereine iſt der 1923 ins Leben ge- 
rufene „Mensinovà rada“ („Minderheitenrat“). Die 
Tſchechen in Oeſterreich beſitzen das beſtausgebil⸗ 
dete Zeitungsweſen aller auslandstſchechi⸗ 
ſchen Gruppen, zwei Tageszeitungen, zwei katholische 
Blätter und 18 Zeitſchriften kulturellen und ſonſtigen In⸗ 
halts. (Dazu kommen noch einige deutſchſprachige Blätter 
in Wien, die von Prager Stellen abhängig ſind.) Die 
Wiener Filialen tſchechiſcher Banken und eine 
ganze Reihe tſchechiſcher Spar⸗ und Gewerbe⸗ 
kaſſen bilden das base Rückgrat der Volksgruppe. 
Auch das Schulweſen iſt gut ausgebaut. Im Schuljahr 
1933/34 gab es 9 öffentliche tſchechiſche Volksſchulen mit 
rund 700 Schülern. Wichtiger iſt das private Schul⸗ 
weſen, das vom „KFomenſky⸗Verein“ unterhalten 
wird. An privaten Schulen waren 1933/34 vorhanden: 17 
Kindergärten mit faſt 900 Kindern, 6 Volksſchulen mit 680 
Kindern, 6 Bürgerſchulen mit 1383 Kindern, 1 Realgym⸗ 
naſium und eine Realſchule mit zuſammen 680 Schülern, 
1 Handels⸗ und 1 Frauenſchule mit zuſammen 210 Be⸗ 

ſuchern, ferner 2 ſlowakiſche und 9 tſchechiſche Sprach⸗ 


Kanada) an ihrem Volksbeſtand ſchwere Einbußen erlitten 
hat. Die kulturelle Lage der Tſchechen in Polen iſt un⸗ 
befriedigend. Rein tſchechiſche Schulen gibt es 
überhaupt nicht. In etwa 30 öffentlichen Schulen 
Wolhyniens wird außer in tſchechiſcher auch in polniſcher 
oder ukrainiſcher Sprache unterrichtet. In Poſen gibt es 
eine öffentliche Schule mit tſchechiſcher und polniſcher Unter⸗ 
richtsſprache. Außerdem ſind noch einige polniſche Schulen 
vorhanden, in denen auch tſchechiſcher Sprachunterricht er— 
teilt wird. Die „Ceskä Matice Skolska“ („Tſchechiſche 
Schulmutter“) in Luck unterhält 13 Pri vat ſchulen. 
Slowakiſche Schulen gibt es in Polen nicht. Die kirch⸗ 
liche Betreuung der Tſchechen liegt faſt durchweg in den 
Händen polniſch⸗katholiſcher, polniſch- reformierter oder 
ufrainijch = orthodoxer Geiſtlicher. ie Böhmiſchen 
Brüder dagegen werden aus Olmütz mit tſchechiſchen 
Kb verſorgt. Den ſchätzungsweiſe etwa 50 tſchechi⸗ 
ben ereinen in Polen fehlt eine Zentralorganſſation, 

ren Aufgabe z. T. von der „Tſchechiſchen Schulmutter“ in 
Luck erfüllt wird. Gut ausgebildet iſt das Turnweſen 
der Tſchechen, das dem Prager Verband der Auslandsſokoln 


kulturellen Einrichtungen des Tſchechentums in Oeſterreich 
find noch eine Zenkralbücherei in Wien mit über 
60 000 Bänden, Leſehallen uſw. zu erwähnen. Die 
rechtliche Stellung der Tſchechen und Slowaken 
öſterreichiſcher Nationalität ift geregelt durch den Min der⸗ 
heitenſchutzvertrag von 1919, durch verſchiedene 
verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen und den Brünner 
Vertrag zwiſchen Oeſterreich und der Tſchechei vom 
7. Juni 1920, der durch das Karlsbader Protokoll 
vom 23. Auguſt des gleichen Jahres ergänzt worden iſt. 

Die Zahl der Tſchechen und Slowaken in Ungarn 
wird von tſchechiſcher Seite auf über 200 000 Seelen ge⸗ 
ſchätzt. Die ungariſche Volkszählung von 1930 weiſt 105 000 
Slowaken und 5000 Tſchechen aus, davon etwa 10 000 
tſchechoſlowakiſche Staatsangehörige. Daneben gibt es nach 
der ungariſchen Statiſtik noch 240000 Magyaren, die 
die ſlowakiſche Sprache beherrſchen, von denen 
man unter Berückſichtigung der bekannten ungariſchen 
e wohl einen erheblichen Teil noch der 
ſlowakiſchen Volksgruppe zuweiſen kann. Die Slowaken 
ſitzen vor allem in Südoſt⸗, Mittel⸗ und Nord⸗ 
ungarn, fie ſind faſt durchweg Bauern, wenig 
Arbeiter und Handwerker. Die kulturelle Lage der Slowaken 
in Ungarn iſt ſchlecht. Der Minder heitenſchutz⸗ 
vertrag wird von der ungariſchen Verwaltung kaum 
reſpektiert. Im Schuljahr 1931/32 gab es 55 gemiſchte 
Schulen mit ſlowakiſcher und ungariſcher 
Unterrichtsſprache mit etwa 10 000 Kindern. In 
etwa drei Dutzend Gemeinden gibt es ſlowakiſche Predigten. 
Die Preſſe iſt nur durch ein kirchliches Monatsblatt ver⸗ 
treten. In Budapeſt erſcheint ein von der ungariſchen 
Regierung ausgehaltenes Blatt in ſlowakiſcher Sprache. 
Slowakiſche Vereine gibt es nicht. 


Die Angaben über die Zahl der Tſchechen in Polen 
gehen weit auseinander. Tſchechiſche Autoren ſprechen von 
50- bis 60 000 Tſchechen in Polen. Ein tſchechiſcher Autor 
ſchätzt ſogar allein in Wolhynien 100 000 Tſchechen, wäh⸗ 
rend die polniſche Statiſtik dort nur 25 000 feſtgeſtellt haben 
will. Slowaken gibt es in Polen nur in geringer Zahl 
an der Orawa in den Weſtbeskiden nahe der 
Grenze. Die Tſchechen in Polen ſetzen ſich, wenn man 
von den ſtädtiſchen Kolonien in Warſchau, Lodz, Krakau, 
Lemberg uſw. abſieht, aus zwei verſchiedenen Gruppen zu⸗ 
ſammen. In der Lodzer und Petrikauer 
Gegend (um Zelow und Kucow) ſowie in Wolhynien 
(in Groß⸗ und Klein⸗Tabor, in Michailowka und Mirotin) 
ſitzen die Nachkommen religiöſer Emigranten 
aus der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts. 
Eine zweite Gruppe von Tſchechen ließ ſich in den 60er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts in 
Wolhynien nieder. Beide tſchechiſche Einwanderungs⸗ 
bewegungen gingen neben entſprechenden größeren deut⸗ 
ſchen Bewegungen einher. Die e dieſer Gruppen 
iſt die in Wolhynien, die durch die Kriegsereigniſſe und die 
Nachkriegsentwicklung allerdings an ihrem wirtſchaftlichen 
Standard und durch die Abwanderung (befonders nach 


kürſe in Niederöſterreich. unter den wahgederunueratohdeı Myer- atom nt ieujνννα p Merten ıyen 


Zeitſchrift in Warſchau bzw. in Kwaſilow gibt die 
polniſche nn noch eine tſchechiſchſprachige Zeitung 
heraus. Die Rechtslage der Tſchechen in Polen iſt vor allem 
durch den tſchechiſch⸗polniſchen Vertrag vom 


2 3. April 1925 geregelt. 


In Südſlawien wurden durch die amtliche Volks⸗ 
zählung von 1931 rund 140 000 Tſchechen und Slowaken 
feſtgeſtellt, die ſich in verſchiedenen Gruppen 
über die nördlichen andesteile Süd⸗ 
ſlawiens verteilen. In überwiegender Mehrzahl 
handelt es ſich hierbei um Slowaken. In ſtärkeren 
Gruppen ſitzen dieſe in der Batſchka wir der Nähe von 
Neuſatz) mit dem Mittelpunkt Petrowetz, im Ban ak (in 
der Nähe von Belgrad) mit dem Mittelpunkt Kovacica, in 
Syrmien (ſüdweſtlich von Neuſatz) mit dem Mittelpunkt 
Alt⸗Pazua, ſowie in den ſlawoniſchen Bezirken 
Virovitica, Pozega und Bjelovar-Kreutz. 
Räumlich weit getrennt von dieſen Gruppen ſitzen auch noch 
in Bosnien einige tauſend Tſchechen und Slowaken. 
Stärkere tſchechiſche Stadtkolonien gibt es in Belgrad und 
Agram. Die Anſiedlungen in der Batſchka und im Vanat 
gehen auf das erſte, die in Kroatien-Slawonien auf das 
letzte Viertel des vergangenen Jahrhunderts zurück. Ueber⸗ 
wiegend ſetzen ſich vor allem die Skowaken aus Bauern 
und Landarbeitern zuſammen. Die tſchechiſchen Hoff⸗ 
nungen, daß die Serben den Angehörigen des politiſch be⸗ 
freundeten Volkes eine freie kulturelle Entwicklung geſtatten 
würden, haben ſich nur in geringem Ausmaß erfüllt. Das 
Schulweſen hat unter mancherlei Beſchränkungen zu leiden. 
In Petrowetz beſteht ein ſlowakiſches Gymna⸗ 


ſium; die Errichtung eines tſchechiſchen Gymnaſiums iſt 


nicht gelungen. Das Geldweſen der Tſchechen und 
Slowaken in Südſlawien ift gut ausgebildet. Auch das 
Vereinsweſen it ſtark entwickelt. Es beſitzt in der 
„Ceskoslovensky svaz in Belgrad feine Zentralorga⸗ 
niſation, in der Tſchechen und Slowaken ſowohl tſchecho— 
ſlowakiſcher wie ſüdſlawiſcher Staatsangehörigkeit zu⸗ 
ſammengeſchloſſen find. Auch das Preſſeweſen iſt gat 
entwickelt; es erſcheinen 5 flowakiſche bzw. tſchechiſche 
Blätter. Das führende Blatt, die „Närodnä Jednotä” wird 
von der mit Hilfe amerikaniſcher Slowaken gegründeten 
Buch⸗ und Verlagsgeſellſchaft in Petrowetz 
herausgegeben. Die rechtliche Lage der Tſchechen und Slo— 
waken in Südflawien iſt feit der Außerkraftſetzung der Ver- 
faſſung im Jahre 1929 gewohnheitsrechtlich geregelt. Eine 
gewiſſe Sicherung des kulturellen Lebens der Volksgruppen 
bieten die Deklarationen vom November 1929 
und Januar 193 0, die einige Beſtimmungen über die 
tſchechoſlowakiſch⸗ſüdſlawiſche Annäherung auf dem Gebiete 
des Schulweſens, der Wiſſenſchaft, der Kunſt uſw. enthalten. 

In Rumänien gibt es ſchätzungsweiſe 60 000 
Tſchechen und Slowaken, darunter einige tauſend tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Staatsangehörige. Slowakiſche Bauern 
ſitzen im Banat und im Arader Gebiet, zerſtreut 
ouch im Siebenbürgiſchen Erzgebirge und in 
der Bukowina. Die Tſchechen ſiedeln hauptſächlich 
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Yın Banat und in Beſſarabien. Mehr oder 
weniger ſtarke Kolonien gibt es auch in den größeren 
Städten, vor allem Bukareſt und Plo e ſt i. Die älteſten 
ſlowakiſchen Siedlungen im heutigen Rumänien gehen in 
die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts zurück. Das Schul⸗ 
weſen iſt ſpärlich entwickelt: Es gibt je ſieben Volksſchulen 
mit flowakiſcher und tſchechiſcher Unterrichtsſprache mit 
zuſammen etwa 2800 Kindern. Schlecht iſt es um das 
Vereinsleben der weit zerſtreuten Gruppen beſtellt. 
Viele Gemeinden beſitzen überhaupt keine Organiſation. 
Eine zentrale Organiſation iſt nicht vorhanden. Die einzige 
ſlowakiſche Zeitung hat ſich nicht behaupten können. Den 
katholiſchen Slowaken und Tſchechen Rumäniens fehlt ein 
nationaler Prieſterſtand faſt vollkommen. Die evangeliſchen 
Slowaken ſind mit der deutſchen Sächſiſchen Landes⸗ 
kirche zuſammengeſchloſſen, in der ihnen ein beſonderes 
ſlowakiſches Seniorat eingeräumt iſt. Die rechtliche Lage der 
Volksgruppen iſt in der Verfaſſung vom März 1923 
geregelt. 

In Bulgarien gibt es kaum 3000 Slowaken und 
Tschechen. Einige ſlowakiſche Bauernſiedlun⸗ 
gen gibt es im Kreiſe Plewna ſüdlich der 
Donau, die im Jahre 1898 vom Banat und der Batſchka 
aus gegründet wurden. Bei Rahovbſk und Trnova 
haben ſich im Jahre 1900 bzw. 1912 in zwei Dörfern 
tſchechiſche Auswanderer niedergelaſſen. Die 
kulturelle Entwicklung der Volksgruppen ift frei und uns 
behindert. Sie dürfen Privatſchulen jeder Art ohne 
Bindung an den ſtaatlichen Schulplan gründen. Es gibt 
zwei Volks- und eine Bürgerſchule mit tſchechiſcher Unter: 
richtsſprache, außerdem vier Ergänzungsſchulen (davon drei 
mit flowakiſcher Unterrichtsſprache). Eine eigene Preſſe 
iſt nicht mehr vorhanden. Das völkiſche Zentrum iſt das 
Nationalhaus „T. G. Maſaryk“ in Sofia, in 
dem eine tſchechiſche Privatſchule untergebracht iſt und 
mehrere Vereine ihren Sitz haben. In der Landeshauptſtadt 
wohnen etwa 1000 Tſchechen und Slowaken, die aber wohl 
nur zum geringen Teil bulgariſche Staatsangehörige ſind. 

In der So »jetunion haben nach der Volkszählung 
von 1926 etwa 27 000 Tſchechen (und Slowaken) gewohnt. 
Bauern und Arbeiter. Es gab tſchechiſche Siedlun- 
gen in der Ukraine (beſonders Wolhynien), im 
Schwarzmeergebiet und in der Krim, im Kau⸗ 
kaſus, in Turkeſtan und in Sibirien. Die politiſch 
große Zeit der dortigen Tſchechen war der Weltkrieg, als ſie 
ihre Legionen aufſtellten, die eine der Keimzellen der 
tſchechiſchen Auslandsrevolution wurden. Was heute noch 
an Tſchechen in der Sowjetunion vorhanden iſt, läßt ſich 
nicht feſtſtellen. Das tſchechiſche Kulakentum iſt 
ebenſo wie das deutſche vernichtet. 

Eine beſondere Stellung unter den auslandstſchechiſchen 
bzw. ⸗ſflowakiſchen Gruppen nehmen die in den weſteuro⸗ 
päiſchen Staaten ein. Weder ihrer Zahl noch der 
Art ihrer Niederlaſſung nach ſind ſie als bodenſtändige 
Volksgruppen zu bezeichnen. Um ſo größer aber iſt, be⸗ 
ſonders während des Weltkrieges, ihre politiſche 


Bedeutung für die Heimat geweſen. Die etwa 
50.000 Tſchechen und Slowaken in Gran ſind 
größtenteils er ſt während und nach dem Krie 
dorthin gekommen und bis vor einiger a zumeiſt auch 
tſchechoſlowakiſche Staatsbürger geblieben. Sie üben in über: 
wiegender Mehrzahl ſtädtiſche und induſtrielle Be- 
rufe aus, find namentlich im Pas de Calais und in 
Paris, in ſehr geringer Zahl auch in Mittel- und Süd⸗ 
frankreich als Berg⸗ und landwirtſchaftliche Arbeiter, als 
Bau⸗ und Fabrikarbeiter (beſonders in der Metall- und 
Glasinduſtrie) beſchäftigt. In Paris hat ſich auch ein 
kleiner tſchechiſch⸗ſlowakiſcher Mittelſtand 
aus Gewerbetreibenden, Kaufleuten und Privatbeamten mit 
einer kleinen Intelligenzſchicht gebildet. In Paris beſteht 
ein Unterſtützungs⸗ und Wohltätigkeits⸗ 
verein, der unter dem Vorſitz des jeweiligen tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Geſandten ſteht. Außer einer Volks⸗ und 
einigen Ergänzungsſchulen hat ſich in Frankreich kein 
tſchechiſches Schulweſen entwickeln können. Ueber kurz 
oder lang werden die Zuwanderer im Franzoſentum 
aufgehen oder zurückwandern. die örtliche 
Preſſe iſt lediglich durch eine kleine ſlowakiſche Zeitſchrift 
Eds Das Vereinsweſen iſt nur ſchwach ent⸗ 
wickelt. 

In der Schweiz gibt es etwa 3000 Tſchechen und 
Slowaken mit gut ausgebildetem Vereinsweſen und einer 
eigenen Zeitſchrift. Die Angaben über die Stärke der 
Tſchechen und Slowaken in Belgien ſchwanken zwiſchen 
1000 bis 10 000 Seelen. In Ito lien werden etwa 2000, 
in England knapp 1000, in den nordoſteuro⸗ 
päiſchen Staaten etwa 800 Tſchechen und Slowaken 
gezählt, davon etwa die Hälfte in Litauen. Die Zahl der 
Tſchechen in Deutſchland wird von tſchechiſcher Seite mit 
40- bis 50 000 angegeben. Dabei werden jedoch die, ähnlich 
wie die Hultſchiner, z. T. noch ihre beſondere Mundart 
ſprechenden Bewohner einiger Dörfer in der Grafſchaft 
Glatz, bei Ratibor, Oppeln und Strehlen kurzerhand als 
Tſchechen bezeichnet, obwohl ſie niemals den Wunſch gehabt 
oder gar geäußert haben, mit den Tſchechen in irgendeine 
Verbindung gebracht zu werden. Wirkliche Tſchechen a es 
in Deutſchland wohl einige tauſend, die in Berlin, Leipzig 
und in anderen Städten wohnen und großenteils tſchecho— 
ſlowakiſche Staatsangehörige ſind. Eine tſchechiſche 
Volksgruppe gibt es alſo im Deutſchen 
Reiche nicht. 

Demnach gibt es in den europäiſchen Staaten nach 
den tſchechiſchen Höchſtſchätzungen insgeſamt 
etwa 700 000 Auslandstſchechen und ⸗-flowaken. Die Slo⸗ 
waken ſind an dieſen Auslandsgruppen 
zahlenmäßig ſtärker beteiligt als die 
Tſchechen. Weit überwiegend ſetzen ſich die Gruppen in 
Ungarn, Südflawien und Rumänien, ebenſo in Bulgarien 
und Litauen, aus Slowaken zuſammen, während die 
Tſchechen in den Gruppen in Oeſterreich, Polen und der 
Sowjetunion, wohl auch in den weſteuropäiſchen Staaten, 
weitaus überwiegen. 


Arbeitstagung des BDO in Bomſt 


Am 24. und 25. November veranſtaltete der Bund 
Deutſcher Oſten eine ſeiner Arbeitstagungen in dem 
dicht an der Grenze gelegenen Bom ſt. Die Tagung war 
der Erörterung drängender Siedlungsfragen 
gewidmet. Neben den Landes- und Untergruppenleitern, 
mehreren grenzmärkiſchen Ortsgruppenleitern und Beauf— 
tragten des BDO ſowie den Leitern der heimattreuen Oſt⸗ 
verbände nahm an der Tagung eine ganze Reihe von Ver⸗ 
tretern verſchiedener an Siedlungsfragen intereſſierter Amts- 
und Parteiſtellen teil. Der Bundesleiter Pg. Prof. Dr. 
Oberländer eröffnete die Tagung mit einem grund» 
legenden Vortrag über die Siedlung in den oſt⸗ 
europäiſchen Staaten ſeit dem Kriege. Er 
kennzeichnete die ſozialen und nationalen Urſachen und 
Wirkungen der Siedlung in den Randſtaaten, in Polen, der 
Tſchechoſlowakei uſw., ging auf die bevölkerungspolitiſchen 
und wirtſchaftlichen Begleiterſcheinungen der Aufteilung des 
Großgrundbeſitzes in dieſen Ländern ein und berichtete 
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dabei insbeſondere über die drei Hauptzweige der polniſchen 
Agrarreform: Flurbereinigung, Servitutenablöſung und 
Neu⸗ und Anliegerſiedlung. Der Siedlung in den öſtlichen 
Nachbarſtaaten ſtellte er ſodann das Verhältnis: Bauernhof 
— Großgrundbeſitz im reichsdeutſchen Oſten gegenüber: Wir 
haben in Deutſchland in den Siedlungsfragen zu ſehr mit 
Geld und zu wenig mit Menſchen gerechnet. Der Bauern— 
wall auf der anderen Seite der Grenze ſteht, wir haben 
bisher nur ſehr viel von dieſem Wall geredet. — Gau— 
amtsleiter Pg. Iden, der die Grüße des Oberpräſidenten 
und Gauleiters Kube überbrachte, ſetzte ſich mit den 
Raſſenfragen des deutſchen Oſtens ausein- 
ander. Seine Ausführungen über die raſſiſche Ausleſe, die 
Judenfrage in Deutſchland, die Begriffe Volk und Raſſe 
gaben Anlaß zu einer vielſeitig anregenden Ausſprache. — 
Pg. Dr. Schepers von der Neichsſtelle für Raumordnung 
hielt einen inhaltsreichen Vortrag über die Voraus- 
ſetzungen deutſcher Raumpolitik und die Aufgaben der durch 


Erlaß des Führers vom Juli d. Is. geſchaffenen Reichsſtelle 
im Rahmen des nationalſozialiſtiſchen Aufbaus. Der Stabs⸗ 
leiter der Hauptabteilung I des Reichsnährſtandes, Pg. 
Gramß, erörterte die Ziele und Aufgaben der 
Sledlung im Dritten Reich. Er ging dabei davon 
aus, daß die Verteilung des Grund und Bodens in Deutſch⸗ 
land, vor allem im deutſchen Oſten, nicht den Notwendig⸗ 
keiten der Pflege des deutſchen Blutſtroms entſpreche, und 
daß mit dem höchſten Verantwortungsbewußtſein an die 
heutige Siedlung herangegangen werden müſſe, durch die 
der deutſche Grund und Boden letztmalig verteilt werden 
ſolle. Im einzelnen berichtete er dann über die Metho⸗ 
den der Siedlerausleſe, über die Kontroverſe: 
Kapital oder Kinder und über die Notwendigkeit, die Neu⸗ 
ſiedlung aus dem kapitaliſtiſchen Sektor des Wirtſchafts⸗ 
lebens herauszunehmen: „Wir leſen biologiſch aus, aber wir 
ſiedeln noch kapitaliſtiſch.“ 9 
Was in dieſen Referaten grundſätzlich und allgemein 
über die Siedlung ausgeführt worden war, fand in der 
anſchließenden Ausſprache ſeine beſondere Anwendung 
auf die Verhältniſſe der einzelnen Grenzabſchnitte des 
Oſtens. Vor allem ſprach Regierungspräſident Bach⸗ 
mann ⸗Schneidemühl über die praktiſchen Sied⸗ 
lungs aufgaben in der Grenzmark, wobei er es 
als vordringlich bezeichnete, durch Meliorierung des Bodens 
uſw. zunächſt einmal die Vorausſetzungen dafür zu ſchaffen, 
daß die Menſchen, die ohnehin ſchon in der Grenzmark 
wohnen, hier gehalten werden können. Den abſchließenden 
Vortrag hielt Pg. Regierungs- und Schulrat Pax. 
Schneidemühl, der an Hand zahlreicher aufſchlußreicher Bei⸗ 
ſpiele die Mängel der Siedlungstätigkeit im unmittelbaren 
Grenzgebiet erörterte und über das biologiſche Kräfteverhält⸗ 
nis der Bauern und Siedler deutſchen und polniſchen Volks⸗ 
tums ſprach. Pg. Oberländer ſchloß die eigentliche Arbeits- 
tagung, die wohl allen Teilnehmern nützliche Anregungen 
gegeben hat, mit einem Dank an die gaſtfreien Vomſter 
(die Teilnehmer waren faſt durchweg in Privatquartieren 


untergebracht), insbeſondere an den Landesgruppenleiter 
des BDO, Pg. Kriebel, den Bürgermeiſter, Pg. 
Simmel, und den Ortsgruppenleiter des BDO, 
Pg. Berger, ſowie an die Mädel vom Arbeits⸗ 
dienſt, die ihr Heim für die Tagung zur Verfügung 
geſtellt hatten. 

Anſchließend fanden einige Sonderbeſprechun⸗ 
gen der Landesgruppenleiter, der Leiter der heimattreuen 
Oſtverbände uſw. ſtatt. Im Ergebnis einer dieſer Be— 
ſprechungen wurde die Landesgruppe Kurmark 
des BDD geſchaffen und Regierungsrat Pg. Dr. Rühle 
zu ihrem Leiter berufen. Die bisherigen Landesgruppen 
Grenzmark und Oſtmark gehören als Untergruppen der 
neuen Landesgruppe Kurmark an. 

Am nächſten Tage wurden die Teilnehmer der Tagung 
in Autobuſſen an einige volks⸗ und grenzpolitiſch inter⸗ 
eſſante Punkte der Kreiſe Bomſt, Meſeritz und Schwerin 
geführt. In Klaſtawe wurde u. a. die ſchöne alte Holz⸗ 
kirche beſichtigt, in Neubentſchen der große Grenz⸗ 
bahnhof und die neue eigenartige Kirche. Im alten Schloß 
von Groß-Dammer gab Aſſeſſor Graf vom Land⸗ 
ratsamt Meſeritz einige intereſſante Informationen über den 
Kreis Meſeritz. Auch Tirſchtiegel wurde aufgeſucht, 
wo nach der Beſichtigung der dort beſonders „eindrucks⸗ 
vollen“ Grenzziehung am Denkmal der gefallenen 
Grenzſchutzkämpfer im Namen der Fahrtteilnehmer 
von Pg. Fr. K. Kriebel ein Kranz niedergelegt wurde. 
In Meſeritz wurde die alte, geſchichtlich bedeutſame Burg 
beſichtigt. An der Grenze bei Wier zebaum wurden die 
Teilnehmer vom Landrat des Kreiſes Schwerin, Pg. Dr. 
Prange, begrüßt. Nachdem noch in Prittiſch zwei 
Kindergärten aufgeſucht worden waren, fand die Grenzfahrt 
in Schwerin an der Warthe ihren Abſchluß. Den grenz⸗ 
märkiſchen Gaſtgebern, insbeſondere den liebenswürdigen 
Bomſtern, ſei an dieſer Stelle noch einmal für die gute 
Organiſation der Tagung und die freundliche Bewirtung 
herzlich gedankt. 


Buchbeſprechungen 


Die Empörer. Roman von Joſef Wieſſalla. 
Bruno Caſſierer Verlag. Berlin 1935. 454 Seiten. — 
„Die Empörer“ ſind der erſte größere Roman des in 
Beuthen lebenden oberſchleſiſchen Dichters, der ſich bereits 
durch ſein Drama „Die Front unter Tage“ einen Namen 
gemacht hat. Der Roman ſpielt in der Zeit der Bauern⸗ 
befreiung, in der die Menſchen, nach vielen Generationen 
niederdrückender Leibeigenſchaft, durch Geſetz die perſön⸗ 
liche Freiheit erhielten, die für die meiſten zunächſt ein 
unbrauchbares Geſchenk und nichts anderes als ein Wechſel 
des Fronſyſtems war. Zu den befreiten Bauern gehören 
auch die „Empörer“, die unter ihrem Führer Peter Droſte 
dem Grafen Dolina den offenen Kampf angeſagt hatten 
und von dieſem, in der Abſicht, ſie in die Knie zu zwingen, 
auf dem Gorek, einem völlig ertragloſen Sandberg, als freie 
Bauern angeſetzt wurden. Den Kampf zwiſchen den Gorek⸗ 
leuten und den Dolinas, ein Kampf, der zwei Generationen 
lang währt, behandelt Wieſſalla in ſeinem Roman. Plaſtiſch 
treten die Geſtalten des trotzigen Bauernführers Peter 
Droſte und feines Sohnes Paul, des hellſichtigen Baran, des 
alten Grafen und des kraftvollen Stanislaus Dolina, hervor, 
der Droſteſches Blut in den Adern hat. Ueber Hunger und 
Not ſiegen die „Empörer“ vom Gorek. Sie ringen dem 
Berg, auf den fie verbannt wurden, und der ihnen Heimat 
wird, ihren kärglichen Unterhalt ab. Das Freiheitsgefühl, 
das ſich von ihrem Führer auf ſie alle überträgt, weckt 
Unternehmungsluſt und Arbeitsfreude in ihnen. Am Gorek 
erfüllt ſich das Geſchick der Dolinas. Der junge Graf und die 
Bauern finden ſich zu gemeinſamem Werke zuſammen. Die 
Erzählung Wieſſallas iſt breit ausgeſponnen, mitunter ver⸗ 
tieft ſie ſich in überkommenes Brauchtum, oder ſie verfolgt 
den Weg, den ein Einzelner aus der Gemeinſchaft der 
„Empörer“ geht, kehrt aber immer wieder zu dem Gemein: 
ſchaftsſchickſal zurück, das ſich auf dem Gorek abſpielt. Dr. K. 


Der Büffelbrunnen. Roman von Adolf Meſchen⸗ 
dörfer. Verlag Albert Langen / Georg Müller, München. 


1935. 354 Seiten. Ganzleinen 5,50 N. A. 6. bis 10. Tauſend. 
— Daß reichsdeutſche Verlage ſich mehr und mehr der 
Werke auslanddeutſcher Schriftſteller annehmen (und dabei 
auch wirtſchaftlich auf ihre Koſten kommen), iſt ein erfreu⸗ 
licher Beweis für die Zunahme volksdeutſchen Denkens im 
Reich. Meſchendörfer hat ſich mit ſeinen vielgeleſenen 
Romanen, die das Leben der ſiebenbürger Sachſen ſchildern, 
in die vorderſte Front der auslanddeutſchen Schriftſteller 
geſtellt. Aus der reichen Fülle ſeiner Heimat greift er im 
„Büffelbrunnen“ das Städtchen Kronſtadt und ſeine 
Menſchen heraus. Ein junger Gymnaſialprofeſſor, ein reich 
gewordener Bierbrauer und ſeine drei Töchter, ein Glücks⸗ 
ritter und Phantaſt ſind die Hauptperſonen der Erzählung, 
in der ſich das ganze Leben einer kleinen deutſchen Stadt in 
Siebenbürgen mit all ihren lichten und dunklen Seiten ent⸗ 
faltet. Den ernſten Hintergrund bildet der jahrhundertealte 
Volkstumskampf, der auch dann ſeine Schatten über des 
Daſein der Sachſen warf, wenn dieſes (wie in der Zeit, in 
der Meſchendörfers Erzählung ſpielt) zu einer klein⸗ 
ſtädtiſchen Idylle zu verflachen ſcheint. In einem welt⸗ 
vergeſſenen ſchwäbiſchen Koloniſtendorf der Dobrudſcha, an 
der Grenze des Orients, lernt der junge Gelehrte die volks— 
deutſche Not und mit ihr ſeine volksdeutſche Aufgabe 
kennen. Die meiſterhafte Erzählerkunſt Meſchendörfers 
weiß aus der Vielheit der Menſchen und der Buntheit der 
Dinge ein prachtvolles Bild deutſchen Lebens im Südoſten 
zu formen. Dr. K. 


Oſtraum. Preußenkum und Reichsgedanke. Hiſtoriſche 
Abhandlungen, Vorträge und Reden. Von 50 
fels. J. C. Hinrichsſche Buchhandlung. Leipzig 1935. 
256 Seiten. Preis broſch. 15,— RAN, gebunden 17.— . /. 
— In drei Gruppen laſſen ſich dieſe Reden und Aufſätze aus 
den Jahren 1926 bis 1933 einordnen. Drei Auffäge, über 
Friedrich den Großen, Stein und Bismarck, befaſſen ſich mit 
der Problematik des deutſchen Staates, drei weitere mit 
geſchichtlichen Fragen der Provinz Oſtpreußen, die übrigen 
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greifen mit engerem oder weiterem Geſichtskreis in den 
Bezirk oſtgeſchichtlicher Zuſammenhänge ein, in „die Schick— 
ſalsprobleme der Oſtzone Mitteleuropas“. Es entſpricht der 
Anſicht Rothfels' von den Aufgaben der Geſchichtswiſſen⸗ 
ſchaft, die ihm nur denkbar erſchien im Zuſammenhang mit 
den drängenden Fragen, welche Deutſchland bewegten, daß 
alle dieſe Aufſätze in einem politiſchen Untergrund wurzeln 
und von einer beſtimmten politiſchen Frageſtellung aus— 
gehen. Das hat den Nachteil, daß dieſe Frageſtellung heute 
nicht mehr aktuell und drängend iſt, ſondern ſelbſt in den 
Bereich der Geſchichte eingegangen iſt, den Vorteil, daß wir 
den Hebelpunkt, an dem Rothfels bei feinen hiſtoriſchen Be- 
trachtungen anſetzt, klarer und nüchterner erfaſſen können. 
Klar wird die zeitliche Bedingtheit beſonders bei jenen Auf» 
ſätzen, die in die Fragen oſtgeſchichtlicher Zuſammenhänge 
hineinreichen. In ſcharfer Ablehnung der ſtaatlichen Neu— 
regelung des Oſtraumes durch Verſailles, ſetzt Rothfels den 
dort durchgebrochenen Ideen des demokratiſch-zentraliſti— 
ſchen Nationalſtaates die konſtruktive Löſung eines neuen 
Prinzips der Ordnung unter den Völkern des Oſtens ent— 


gegen. Man erkennt ſogleich, wie weit dieſer politiſche Aus- 


gangspunkt unter den heutigen Verhältniſſen noch gültig, 
wie weit er überholt iſt. Der demokratiſche Charakter des 
öſtlichen Nationalſtaates iſt verſchwunden, aber die an ſeine 
Stelle getretene autoritäre Form ſtaatlichen Lebens führt 
ſein Erbe in nur noch ſchrofferer Art weiter. Am klarſten 
entwickelt Rothfels dieſen ſeinen politiſchen Ausgangspunkt 
in dem Aufſatz: „Das Problem des Nationalismus im 
Oſten“, der die politiſch-hiſtoriſchen Grundlagen feiner Theſe 
gibt. Ueberaus fruchtbar wird dieſer Ausgangspunkt in 
drei hiſtoriſchen Unterſuchungen: „Reich, Staat und Nation 
im deutſch-⸗baltiſchen Denken“, „Bismarck und die Nationali⸗ 
tätenfrage des Oſtens“ und „Bismarck, das Anfiedlungs: 
geſetz und die deutſch-polniſche Gegenwartslage“. Rothfels 
ſpürt hier gewiſſermaßen nach, wo ein ſolches dem national— 
ſtaatlichen Denken entgegengeſetztes Ordnungsprinzip im 
19. Jahrhundert gedacht und verſucht wurde. Hierbei legt 
er die ſtaatliche und nationale Beſonderheit des Baltentums 
auseinander. Ebenſo erſcheint unter dieſer Frageſtellung 
Bismarcks ſtaatliche Anſchauung in ganz neuer Beleuchtung: 
Während der erſte Kanzler bisher vornehmlich an den Maß— 
ſtäben weſtlich nationalſtaatlicher Einheits- und Verfaſ— 
ſungsvorſtellungen gemeſſen wurde, wird er hier als der 
große konſervative Staatsmann geſehen, voller Ablehnung 
nationalſtaatlicher Gedankengänge, voller Achtung für 
fremdes Volkstum, erfüllt von föderaliſtiſchen Plänen, die 
es ermöglichen, mehrerlei Volkstum in einem ſtaatlichen 
Zuſammenhang zuſammenleben zu laſſen. Noch einmal 
klingt die ganze Frageſtellung in dem Schlußaufſatz „Das 
Werden des Mitteleuropa-Gedankens“ an. Metternich, Bis⸗ 
marck, Franz Ferdinand werden als Träger ſolcher Verſuche 
geſchildert, die Gemengelage des Volkstums durch über⸗ 
nationale Staatsbildungen zu begreifen. An dieſer Stelle 
ſcheint die ſonſt ſo fruchtbare Theſe des Verfaſſers in 
doktrinärer Weiſe die Wirklichkeit zu verzerren. | 
wird hier zum weltanſchaulich-konſervativen Staatsmann, 
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der, zugeſpitzt ausgedrückt, die weſtlichen Verfaſſungsideen 
ebenſo wie die Gedanken eines geſchloſſenen Nationalſtaates 
aus allzu prinzipiellen Gründen ablehnt, eine Anſchauung, 
die auch in ihrer vorſichtigen Formulierung, in der Roth⸗ 
fels ſie bringt, Zweifel erwecken muß. J. F. 


Kampf im Aether oder die Unſichtbaren. Roman von 
A. H. Schelle⸗ Noetzel. Ernſt Rowohlt Verlag, Berlin. 
1935. 490 Seiten. — Es handelt ſich bei dieſem Buch um 
einen Schlüſſelroman. Unſchwer läßt ſich erkennen, wer 
mit dieſer oder jener Geſtalt des Romans gemeint iſt. Das 
Thema iſt die Entſtehung und Entwicklung des deutſchen 
Rundfunks bis zum Vorabend der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution. Dem Verfaſſer hat offenbar reichliches Doku— 
mentenmaterial zur Verfügung geſtanden. Er hat es in 
ſeiner ſchon aus früheren Romanen her bekannten draſtiſch⸗ 
eigenwilligen Weiſe in Romanform umgegoſſen. Bonzen. 
Bürokraten und Händler machen das Werk der Erfinder 
und techniſchen Arbeiter, das ſchon damals zu einem Macht⸗ 
faktor im Kampf für Deutſchland hätte werden können, zu 
einem Objekt ihrer Geſchäftsintereſſen, ihres Bürobetriebes 
und ihres Poſtenhungers. Die Technik hat ihnen eine Groß⸗ 
macht in die Hände gegeben, aber ſie pfuſchen damit nur im 
Aether herum; und indeſſen überſchreiten die Nachbarvölker, 
die die deutſche Technik beſſer zu nutzen wiſſen, ringsum im 
Aether die Grenzen des Reiches. Daß als Gegenſpieler der 
Rundfunkbonzen lediglich ein nettes Mädchen, ein herunter 
gekommener Offizier und ein politiſch unklarer junger Lauf: 
burſche auftreten, wird freilich dem Kampf, der gegen den 
Rundfunk des Weimarer Syſtems geführt worden iſt, in 
keiner Weiſe gerecht. Wenn der Kampf um den Rundfunk 
dargeſtellt werden ſollte, dann hätte ſich der Verfaſſer ſchon 
dazu entſchließen müſſen, etwas weiter zu blicken, als es von 
den Fenſtern des Rundfunkgebäudes aus möglich iſt. Dr. K. 


Perönliches 


Oberpoſtſchaffner i. R. Karl Emilius, in Görlitz, fr. Punitz, 
Schrimm, Krotoſchin und Poſen, am 16. 12. 70 J. 


Am 18. November 1935 verſtarb meine liebe Frau- 
meine gute Mutter, 


Frau Antonie Nomczynſki 
geb. Schulz 
im faſt vollendeten 71. Lebensjahre. 
In tiefer Trauer: 
Wilhelm Nomczynſei, 
Paula Nomczynſti. 


Swinemünde, den 21. November 1935, Heyſeſtr. 35a, I. 
früher Warlubien, Kreis Schweg. N 


An Bund Deutichen Osten, Berlin w 30, mosfraße 46 
Ausſchneiden! 
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